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Anerledigte Sragen 


Bei den deutſch⸗polniſchen Verhandlungen, die aus Anlaß des Ablaufs gewiſſer Be⸗ 
ſtimmungen der Genfer Konvention vom 15. Mai 1922 geführt wurden, hat nur hinſicht⸗ 
lich der wirtſchaftlichen Fragen eine Einigung erzielt werden können. Dagegen 
hat ſich Polen gegen die Verhandlung aller Fragen, die volkspolitiſch von Belang 
find, geſträubt. Alle diefe Fragen, an denen das Deutſche Reich im Intereſſe einer Bez 
friedung des deutſch⸗polniſchen Verhältniſſes von der volkspolitiſchen Seite her das größte 
Intereſſe an den Tag gelegt hat, ſind unerledigt geblieben. Die Abſicht Polens, ſich auf 
nichts einzulaſſen, was ſeine Handlungsfreiheit gegenüber der deutſchen Volksgruppe in 
Oſtoberſchleſien irgendwie einſchränken kann, iſt im ganzen Verlauf der langwierigen 
Verhandlungen immer wieder in Erſcheinung getreten. Es iſt auch feſtzuſtellen geweſen, 
daß ſich der polniſche Widerſtand gegen eine vertragliche Regelung auch der wirtſchaft⸗ 
en Fragen überall dort beſonders verſteift hat, wo diefe den Bereich des Volkspolitiſchen 

erühren. 

Unerledigt geblieben iſt zunächſt die Frage des Schutzes der 
erworbenen Rechte, eine Frage, die für den wirtſchaftlichen Beſitzſtand der 
deutſchen Volksgruppe Oſtoberſchleſiens von weittragender Bedeutung iſt. Von deutſcher 
Seite ift geltend gemacht worden, daß der Artikel 4 der Genfer Konvention, 
der von dem Schutz der erworbenen Rechte handelt, unbefriſtete Gültigkeit hat, — 
was im weſentlichen auch das Schiedsgericht für Oberſchleſien in einem feiner Urteile 
anerkannt hat; von polniſcher Seite dagegen iſt die Theſe vertreten worden, daß mit 
dem Fortfall der Klageinſtanz, alſo im Be ande Falle des Schiedsgerichtes für Dber: 
ſchleſien, auch das Recht ſelbſt nicht mehr beſteht! (Dieſe Theſe hat der Jude Simon 
Rundftein in der vom polniſchen Miniſterium für ſoziale Fürſorge finanziell unter⸗ 
ſtützten Zeitſchrift „Ruch Prawniczy, Ekonomiezny i Sociologiezuy“, Heft 4/1937, ver 
treten, und die polniſche Regierung hat ſie ſich zu eigen gemacht.) 

Die Weigerung, die unbefriſtete Gültigkeit des Artikels 4 anzuerkennen, bedeutet prak⸗ 
tiſch, daß Polen nicht nur die materielle Befeitigung der erworbenen 
Rechte erſtrebt, ſondern auch an die Ablehnung einer angemeſſenen Ent⸗ 
ſchädigung denkt. Worauf es ihm in erſter Linie ankommt, das läßt ſich ſehr 
leicht aus den ſofort nach Ablauf der Genfer Konvention beſchloſſenen Geſetzen erſehen: 
Das im übrigen Polen geltende Geſetz über die Bodenklaſſtfikation und die Vorſchriften 
über die Durchführung der Agrarreform ſind auf Dftoberfchlefien ausgedehnt worden. 
Der Pleß'ſche Fideikommiß, d. h. die Unveräußerlichkeit und Unteilbarkeit des fürſtlich 
Pleß'ſchen Beſitzes, ift aufgehoben und die Beſtimmungen des Erlaſſes über die Abgeltung 
finanzieller Verpflichtungen gegenüber dem Fiskus durch die Hergabe von Grund und 
Boden ſind erweitert worden. Es handelt ſich hier um vorbereitende Maßnahmen für 
die zwangsweiſe und praktiſch nahezu entſchädigungsloſe Enteignung des oſtoberſchleſiſchen 
Großgrundbeſitzes, der ſich zum großen Teil noch in deutſchen Händen befindet. 

Unerledigt ift weiter die Frage der Dptanten geblieben. Pol 
niſcherſeits iſt zu dieſer Frage die Theſe aufgeſtellt worden, die Perſonen, die ſ. Zt. für 
Deutſchland optiert hätten, hätten dadurch ihre negative Einſtellung zum polniſchen 
Staate bekundet; mit dem Ablauf der Genfer Konvention hätten fie hr Wohnrecht 
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im polniſchen Teil des ehemaligen Abſtimmungsgebietes verloren. Dem iſt entgegen: 
zuhalten, daß es heute, nach 15 Jahren, unerheblich ſein muß, daß dieſe Perſonen damals, 
in einer Zeit der allgemeinen Verwirrung, für Deutſchland optiert haben. Polen hat 
ſchon bisher, im Rahmen der Genfer Konvention, die Möglichkeit gehabt, die deutſchen 
Optanten, wo ihm dies im Intereſſe der inneren oder äußeren Sicherheit des Staates 
erforderlich ſchien, aus dem Lande zu weiſen. Wenn es von dieſer Möglichkeit keinen 
Gebrauch gemacht hat, fo ift das ein Beweis für das dauernd loyale Ber: 
hältnis der deutſchen Optanten zum polniſchen Staat. Dement: 
ſprechend iſt von deutſcher Seite der Vorſchlag gemacht worden, die beiderſeitigen Op⸗ 
tanten mit den übrigen fremden Staatsangehörigen rechtlich auf eine Stufe zu ſtellen. 
Von polniſcher Seite aber iſt dieſer billige Vorschlag negativ beantwortet worden; nach 
polniſcher Auffaſſung ſind die bisher rechtlich beſſer als die 
übrigen Ausländer geſtellten Optanten durch den Ablauf der 
Genfer Konvention zu einer Kategorie rechtloſer Ausländer 
geworden. Die Angelegenheit iſt in der Schwebe. Polen hat erklärt, den deutſchen 
Optanten zur Abwicklung ihrer Geſchäfte eine Abwanderungsfriſt von 3 bis 
4 Monaten, gerechnet vom 15. Juli d. J. an, zugeſtehen zu wollen; es iſt auch be⸗ 
zeichnend, daß die polniſchen Behörden dieſen Perſonen ſeit dem 15. Juli d. J. nur noch 
ganz kurzfriſtige, ein⸗ bis zweiwöchige Arbeitsgenehmigungen erteilen. Die Zahl der 
deutſchen Optanten in Oſtoberſchleſien beträgt z. Zt. etwa 1600, 
die der polniſchen Dpfanten in Weſtoberſchleſien etwa 700. Es 
iſt klar, daß das Deutſche Reich die polniſchen Optanten genau ſo behandeln wird, wie 
die polniſchen Behörden mit den deutſchen Optanten verfahren. 

Es iſt leicht zu erkennen, daß die genannten polniſchen Theſen nicht auf juriſtiſchen 
Einſichten, ſondern auf politiſchen, in allererſter Linie volkspolitiſchen Erwägungen be⸗ 
ruhen. So iſt es bezeichnend, daß Polen jegliche Verhandlungen über 
eine vertragliche Neuregelung des Teils I der Genfer Konven: 
tion, der den Schutz der Minderheiten behandelt, kategoriſch abgelehnt hat. 
Die Weigerung, die auf der einen Seite zugeſtandenermaßen dem Wunſche entſprungen 
iſt, völlig freie Hand gegenüber der deutſchen Volksgruppe in Dftoberfchlefien zu haben, 
zwingt auf der anderen Seite zu einer Schlußfolgerung, die mit beſonderem Nachdruck 
hervorgehoben zu werden verdient. Die polniſche Regierung hat mit der 
Zurückweiſung des deutſchen Angebotes eines zweiſeitigen 
Volksgruppenſchutzes deutlich zu erkennen gegeben, daß ſie 
1. zu der Loyalität und Gerechtigkeit der deutſchen Behörden 
gegenüber den polniſchen Volksſplittern in Weſtoberſchleſien 
ein unbedingtes Vertrauen beſitzt, und daß fie 2. diefe Volks⸗ 
ſplitter politiſch und zahlenmäßig für fo belanglos hält, daß 
es ihr überflüſſig erſcheint, ihretwegen irgendwelche Verträge 
zu ſchlie ßen. Die polniſche Propagandatheſe von den 800 000 „Polen“, die es in 
Weſtoberſchleſien geben ſoll, wird durch die negative Einſtellung der polniſchen Regierung 
zu den volkspolitiſchen Fragen des ehemaligen Abſtimmungsgebietes in ebenſo überzeu⸗ 
gender Weiſe widerlegt wie die andere Theſe von der „naturlichen Polonifierung“ der 
deutſchen Volksgruppe Oſtoberſchleſiens, die angeblich nur noch 5 bis 7 v. H. der Ge- 
ſamtbevölkerung dieſes Gebietes beträgt. Denn wenn es wirklich ſo wäre, wie die 
polniſche Propaganda behauptet, dann hätte die polniſche Regierung es doch ganz gewiß 
nicht unterlaſſen, das ganze Geſchick ihrer Unterhändler darauf zu verwenden, den weſt⸗ 
oberſchleſiſchen Polen die Chance eines vertraglichen Schutzes zu geben, und dann hätte 
ſie doch ohne Bedenken einen entſprechenden Schutz für die Deutſchen ihres Gebietes 
in Kauf nehmen können. 


Was Deutſchland anlangt, ſo hat es ſeinen Willen, den polniſchen Volksſplittern 
Weſtoberſchleſiens auch weiterhin die freie Entwicklung ihres Volkstums zu laſſen, durch 
die Bereitſchaft zum Abſchluß eines zweiſeitigen Verkrages über den Schutz der Volke: 
gruppenrechte zum Ausdruck gebracht. Im übrigen gilt das, was Oberpräſident 

agner am 15. März d. J. auf einer Tagung der Provinzialräte von Ober⸗ und 
Niederfchlefien geſagt hat: „Die in Weſtoberſchleſſen lebende polniſche Minderheit wird 
fih auch nach Ablauf des Genfer Abkommens der vollen politiſchen, wirtſchaftlichen und 
kulturellen Freiheit erfreuen können. ... Andererſeits bin ich natürlich nicht gewillt, 
ſtaatsfeindliche Umtriebe oder irredentiſtiſche Beſtrebungen einer Minderheit zu dulden. 
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In Zukunft werde ich meine Handlungsweiſe danach einrichten, 
wie man in anderen Staaten den Volksdeutſchen begegnet.“ Das 
volkspolitiſche Klima im geſamten Bereich des ehemaligen Abſtimmungsgebietes wird 
in Zukunft alſo davon 9 wie Polen die oſtoberſchleſiſchen Deutſchen behandelt. 
Darüber, daß keine Neigung beſteht, die wohlerworbenen Rechte der deutſchen Volks⸗ 
gruppe zu achten, ſie in ihrem materiellen Beſitzſtand zu ſchonen, ihr das Recht auf den 
Arbeitsplatz zu garantieren, ihr die freie Betätigung im Rahmen ihrer Organiſationen 
zu ſichern und dem deutſchen Kinde die deutſche Schule zu laſſen, — darüber, daß die 
Stimmung bei den polniſchen Behörden und in den Reihen der 
polniſchen Verbände eindeutig auf Kampf eingeſtellt iſt, beſteht 
gar kein Zweifel. An dieſer Feſtſtellung kann auch die Tatſache nichts ändern, daß die 
vom Aufftändifchenverband ergangene Anregung, ihm die deutſche Volksgruppe Oſtober⸗ 
ſchleſiens für 24 Stunden „zur Verfügung zu ſtellen“, von den verantwortlichen Stellen 
am 15. Juli mit der Anordnung der erhöhten Alarmbereitſchaft der Polizei beantwortet 
wurde. Dr. K. 


Die neuen Abkommen über Oberſchleſien 


Mit dem Außerkrafttreten derjenigen Teile der Genfer Konvention für Oberſchleſien, 
deren Gültigkeit bis zum 15. Juli 1937 befriſtet war, hat ſich hinſichtlich gewiſſer Fragen 
des Verkehrs, der Wirtſchaft und des Arbeitsrechtes die Notwendigkeit einer neuen 
vertraglichen Regelung ergeben. Dabei iſt es das Beſtreben der Polen geweſen, es nach 
Möglichkeit bei der bloßen Ausdehnung der ſonſt zwiſchen Deutſchland und Polen gelten⸗ 
den vertraglichen Abmachungen auf den Bereich des ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebietes bewenden zu laſſen, alſo tunlichſt jede weitere Sonderregelung für dieſes 
Gebiet zu vermeiden. Polen hat ſich jedoch im Laufe der Verhandlungen nicht der 
Einſicht verſchließen können, daß die beſondere Lage der oberſchleſiſchen Verhältniſſe 
in vieler Hinſicht eine eingehendere oder auch andersartige Regelung erfordert. Das 
Ergebnis der Verhandlungen iſt in verſchiedenen Abmachungen niedergelegt, die nach⸗ 
ſtehend in ihrem weſentlichen Inhalt wiedergegeben werden ſollen. 


Die Eiſenbahnen. 

Die Verhandlungen über die Neuordnung des oberſchleſiſchen Eiſen- 
bahnübergangsverkehrs haben zu folgendem Ergebnis geführt: Bisher be- 
ſtanden an der oberſchleſiſchen Grenze 13 Vollſpurbahnübergänge; davon 
ſind 10, und zwar die wirtſchaftlich wichtigſten, erhalten geblieben. Es ſind dies 
die e 


eichwalde —Lublinitz Borſigwerk —Chebzie 
Wildfurt— Pawonkau Hindenburg⸗Ruda 
Brunneck—Friedrichshütte Gleiwitz Oſt —Makoſchau 
Beuthen Stadtwald —Roitza Buchenau —Summin 
Beuthen — Königshütte Annaberg —Olſau. 


Von dieſen Grenzübergängen führen die beiden erſtgenannten aus dem Kreiſe Gut f e n 
tag und die beiden letztgenannten aus dem Kreiſe Ratibor in das abgetrennte Gebiet, 
während die übrigen im In du ſtrierevier liegen. Der Ulebergang Borſigwerk — 
Chebzie ift nur für den Güterverkehr, der Uebergang Beuthen Stadtwald —Roitza nur 
für den Reiſeverkehr offengehalten. Die bisher beſtehenden Ulebergänge Karf — 
Roitza, Bobrek — Chebzie und Poremba— Wolfgangsweiche, alle 
drei im engeren Induſtriegebiet, find geſchloſſen worden. 

Von den 9 Schmalſpurbahnübergängen, die urſprünglich in der Genfer 
Konvention feſtgelegt wurden, bleiben 2, und zwar Roßberg — Pole Polnocne 
und Beuthen ord—Trockenberg, beſtehen (nur für den Güterverkehr). 
Polen hat ſich bereit erklärt, im Bedarfsfalle einen Grenzübergang für den Privat- 
gleisanſchluß der Düngemittelfabrik „Ceres“ an die Kleinbahn 
Gleiwitz Ratibor zu eröffnen. Der Uebergang der Graf Balleſtremſchen 


279 


Grubenbahn Preiskretſcham—Ruda Glaffa bleibt für Sandtransporte geöffnet. 
Sonſt ift von den 6 Privatbahnübergängen, die in der Genfer Konvention aufgeführt 
wurden, nichts mehr übrig geblieben. 

Es iſt in der deutſchen Oeffentlichkeit wenig bekannt geweſen, daß es auch in Ober⸗ 
fohlefien (unter ähnlichen Bedingungen wie im Korridor) einen priviligierten, 
d. h. paß⸗ und zollfreien Durchgangsverkehr gegeben hat, und zwar auf 
den Strecken Roſenberg —(Tarnowitz—Lublinitz) — Beuthen und Roitz a 
(Karf)—Chebzie, alfo von reichsdeutſchem über polniſches auf reichsdeutſches Gebiet 
und umgekehrt. Der Durchgangsverkehr auf dieſen Strecken hat in den letzten Jahren 
keine beſondere Bedeutung mehr gehabt; er iſt mit dem 15. Juli d. J. eingeſtellt 
worden. Auf polniſcher Seite hatte zunächſt wenig Bereitſchaft beſtanden, einen 
geordneten Grenzübergangsbetrieb für den im dichtbeſiedelten Induſtriegebiet wichtigen 
Straßenbahnverkehr außfrechtzuerhalten. Es iſt ſchließlich vereinbart worden, 
daß die am oberſchleſiſchen Grenzübergangsverkehr beteiligten Straßenbahngeſellſchaften 
ihre Fahrpläne für den Straßenbahn- und Autobusverkehr aufeinander abſtimmen follen. 
An den Grenzübergängen ift, wie bisher, in jedem Falle umzuſteigen. 

Mit dem 15. Juli ſind die die Tarifhoheit der beiden Staaten auf den oberſchleſiſchen 
Bahnen beſchränkenden Beſtimmungen der Genfer Konvention fortgefallen. Die Folge 
davon iſt an ſich, daß nunmehr auch im Eiſenbahnverkehr zwiſchen den beiden Teilen des 
ehemaligen Abſtimmungsgebietes die übliche internationale Tarif bildung mit 
Frachtenbruch an der Grenze in Kraft tritt. Es hat große Schwierigkeiten bereitet, den 
polniſchen Verhandlungspartner, der auch in dieſem Falle ängſtlich darauf bedacht war, 
jede tatſächliche oder auch nur ſcheinbare Beſchränkung ſeiner freien Verfügungsgewalt 
über Dftoberfchlefien zu vermeiden, dazu zu bewegen, der Wirtſchaft des ehemaligen Ab- 
ſtimmungsgebietes in irgendeiner Form die Vorteile der durchgerechneten 
Tarife zu erhalten. Es iſt gelungen, die Tarife in etwa gleicher Höhe, wenn auch in 
anderer Form, zu ſichern. Das durch die Genfer Konvention geſchaffene gemeinſchaftliche 
Oberkomitee für die Eiſenbahnen der Direktionen Oppeln und Kattowitz, 
eine Stelle, die u. a. die Verkehrsvorſchriften der beiden Direktionen und die Tarife zu 
genehmigen und die tägliche Verteilung der Güterwagen auf die beiden Direktionen 
vorzunehmen hatte, iſt mit Wirkung vom 30. Juni d. J. aufgelöſt worden. Für die 
Erledigung der laufenden Arbeiten des Oberkomitees ift eine Ab wicklungsſtelle 
geſchaffen worden, die ihre Tätigkeit am 30. September d. J. einſtellen wird. 

Eine grundlegende Aenderung iſt hinſichtlich der Zollabfertigung und Paßprüfung an 
den Eiſenbahngrenzübergängen eingetreten. Die bisher übliche ge meinſchaftliche 
Zollabfertigung und Paßprüfung iſt abgeſchafft und dafür, wie im 
übrigen deutſch⸗polniſchen Grenzverkehr, die getrennte Abfertigung auf den beiderſeitigen 
Grenzbahnhöfen eingeführt worden. Die gemeinſchaftliche Abfertigung bleibt lediglich 
auf dem Grenzübergangsbahnhof Beuthen, der für den internationalen Reiſeverkehr, 
aber auch für den Verkehr zwiſchen den beiden Teilen des ehemaligen Abſtimmungsgebietes 
beſonders wichtig iſt, bis zum 15. Mai 1940 beibehalten. 


Der Kleine Grenzverkehr. 

Auf Grund der Genfer Konvention hatten (mit gewiſſen Ausnamen, die in der Perſon 
der Betreffenden begründet waren) alle Perſonen, die ſeit dem 1. Januar 1921 ununter⸗ 
brochen im Abſtimmungsgebiet wohnten oder, in dem einen Teil des Gebietes wohnend, in 
deffen anderem Teil beruflich tätig waren, das Recht, fih eine Verkehrs karte aus 
ſtellen zu laſſen. Die Karte berechtigte den Inhaber, die Grenze zwiſchen den beiden 
Teilen des ehemaligen Abſtimmungsgebietes beliebig oft ohne Paß und Sichtvermerk zu 
überſchreiten, um 15 in den anderen Teil dieſes Gebietes (nicht aber darüber hinaus) zu 
begeben. Im Jahre 1936 waren rund 190 000 polniſche und 150 000 deutſche Verkehrs⸗ 
karten ausgeſtellt worden. Die Karten trugen der Tatſache Rechnung, daß über die 
Grenze von 1922 hinweg tauſenderlei perſönliche und wirtſchaftliche Verbindungen fort⸗ 
beſtanden. Sie entſprachen, wie allein ſchon ihre hohe Zahl beweiſt, einem tatſächlichen 
Bedürfnis. 

Gerade dieſes Bedürfnis aber iſt es geweſen, das die polniſche Seite veranlaßt hat, 
der Beibehaltung der Grenzkarten, wie ſie von deutſcher Seite angeſtrebt wurde, mit 
ausgeſprochener Antipathie gegenüberzuſtehen. Durch die neu getroffene Regelung ſind 
die Grenzkarten durch Grenzausweiſe erſetzt worden, die die innerhalb der 
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oberſchleſiſchen Grenzzonen wohnenden Perfonen nach Maßgabe des deutſch⸗polni⸗ 
ſchen Abkommens über Erleichterungen im Kleinen Grenzverkehr vom 22. Dezember 1931 
erhalten. Die Grenzzone iſt auf deutſcher Seite 15 km, auf polniſcher 
Seite 10 kmbreit. Die außerhalb der Grenzzonen im Bereich des ehemaligen Ab: 
ſtimmungsgebietes wohnenden Perſonen genießen bis zum 3 0. Juni 1938 gewiſſe 
Paßerleichterungen; ſie erhalten verbilligte Auslandspäſſe, die von den zuſtän⸗ 
digen deutſchen bezw. polniſchen Generalkonſulaten gebührenfrei vifiert werden. Dieſe 
Päſſe und die Grenzausweiſe berechtigen die Inhaber zum beliebig häufigen Grenzüber⸗ 
tritt und zum befriſteten Aufenthalt im entſprechenden Gebiet jenſeits der Grenze. Es 
iſt vereinbart worden, daß die beiderſeitigen zuſtändigen Behörden angewieſen werden, 
bei der Ausftellung der Grenzausweiſe und Päſſe und bei der Erteilung der Sichtvermerke 
möglichſt entgegenkommend verfahren, beſonders dann, wenn es fih um 
Arbeitnehmer handelt. Allgemeine politiſche Gründe ſollen für die Verweigerung der 
Grenzausweiſe, Päſſe und Sichtvermerke nicht maßgebend ſein. 

Tatſächlich iſt es jedoch ſo, daß die zuſtändigen Behörden die Möglichkeit haben, die 
Vergünſtigung des erleichterten Grenzübertritts den Perſonen vorzuenthalten, deren 
Aufenthalt jenſeits der Grenze ſie aus dieſen oder jenen Gründen nicht wünſchen. Die 
polniſchen Behörden neigen offenſichtlich dazu, den deutſchen Volksangehörigen aus Oſt⸗ 
oberſchleſien, die in weſtoberſchleſiſchen Betrieben beſchäftigt ſind, die Grenzausweiſe zu 
verweigern oder ſie ihnen doch nur dann weiterzugewähren, wenn auch polniſchen 
Volksangehörigen aus Oſtoberſchleſien in weſtoberſchleſiſchen Betrieben Arbeitsplätze eins 
geräumt werden. Für den Fall, daß von polniſcher Seite verſucht werden ſollte, in der 
angedeuteten Richtung einen Druck auszuüben, müßten ſich die deutſchen Behörden natür⸗ 
lich zu entſprechenden Gegenmaßnahmen entſchließen. 


Bezüglich der Feſtſetzung der Grenzübergänge für den Kleinen Grenzverkehr und der 
Grenzübertrittszeiten ift eine verhältnismäßig günſtige Regelung zuftandegefommen.- 
Eine Reihe im allgemeinen weniger wichtiger Grenzübergänge iſt aufgehoben worden. 
Beſtehen geblieben ſind im Bereich des ehemaligen Abſtimmungsgebietes 36 Grenz⸗ 
übergänge; die Ulebergangsſtationen auf reichsdeutſcher Seite find von der ehemaligen 
ruſſiſchen Grenze bis zum Induſtriegebiet: Teichwalde, Nagelſchmieden, Heidehammer, 
Wüſtenrode, Horneck, Stollenwaſſer, Lariſchhof und Dramatal (= 8 Uebergänge), im 
engeren Induſtriegebiet: Friedrichswille, Beuthen, Schomberg, Bobrek, Biskupitz, Hinden⸗ 
burg, Delbrückſchächte, Gleiwitz und Schönwalde (= 18 Uebergänge), und vom Induſtrie⸗ 
gebiet bis zum Dreiländereck. Neubersdorf, Neubersteich, Niederdorf, Hochlinden, 
Waldeck, Markdorf, Ratibor, Tunskirch, Kreuzendorf und Schurgersdorf (= 10 Ueber: 
gänge). Bei der Feſtſetzung der Grenzübertrittszeiten iſt auf die Intereſſen 
der Wirtſchaft, insbeſondere der Grenzgänger, Rückſicht genommen. Die wichtigſten 
Uebergänge werden Tag und Nacht offengehalten. 


Sozialverſicherung. 

Hinſichtlich der Un fallo er ſicherung ift vereinbart worden, daß die Berechtigten, 
die vor dem 1. Januar 1922 einen Unfall erlitten haben und an dieſem Tage in Oſtober⸗ 
ſchleſien oder außerhalb des Deutſchen Reiches gewohnt haben, ihre Rente weiterhin von 
polniſcher Seite ausgezahlt erhalten, und zwar auch dann, wenn ihnen die Rente für 
einen vor dem 4. Januar 1922 eingetretenen Unfall erſt von einem ſpäteren Zeitpunkt 
an gewährt worden iſt. (Art. 479 Abf. 1 und Art. 182 der Genfer Konvention.) Für 
die nach dem 34. Dezember 1921 eingetretenen Unfälle liegt die Entfchädigungspflicht 
weiterhin dem Staate ob, in dem ſich die Unfälle ereignen (Ark. 180). Die entſprechenden, 
bisher gültigen Beſtimmungen über Invaliden⸗ und Hinterbliebenen: 
verſicherung bleiben gleichfalls weiter in Kraft (Art. 186 Abſ. 1, 2, 3). Ebenſo 
ſollen alle genannten Beſtimmungen auch auf die Eiſe nba bnbedienfteten weiter⸗ 
hin entſprechende Anwendung finden (Art. 214 und 212). Auch bleibt die Leiſtungs⸗ 
verpflichtung Polens aus der Ange ſtelltenverſicherung gegenüber ſolchen Perfonen 
aufrechterhalten, die am Tage des Uleberganges der Staatshoheit im Genuß einer Leiſtung 
geweſen ſind und ihren Wohnſitz in Oſtoberſchleſten gehabt haben (Art. 196 Abſ. 1). 
Ueber verſchiedene Einzelfragen der Sozialverſicherung hat bisher keine Einigung erzielt 
werden können. Es wird alſo notwendig ſein, in abſehbarer Zeit in neue Verhandlungen 
über dieſe Fragen einzutreten. 
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Das gilt auch bezüglich der Abmachungen über die Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung. Grundſätzlich iſt vereinbart worden, daß in bezug auf die Gewährung von 
Arbeitsloſenunterſtützung an die deutſchen und polnifchen Staatsangehörigen, die im Grenz⸗ 
gebiet des einen Staates wohnen, eine Beſchäftigung, die im Grenzgebiet des anderen 
Staates ausgeübt wird, ſo bewertet werden ſoll, als ob ſie im Staate des Wohnortes 
ausgeübt würde. Ein im o ſt oberſchleſiſchen Grenzgebiet wohnender polniſcher Staats⸗ 
angehöriger, der im we ſt oberſchleſiſchen Grenzgebiet beſchäftigt ift, zahlt alfo feine 
Beiträge zur Arbeitsloſenverſicherung im Reich und erhält im Falle der Arbeitsloſigkeit 
ſeine Hlaterſtüzung von dem für ſeinen Wohnort zuſtändigen Arbeitsamt in Polen nach 
Maßgabe der einſchlägigen polniſchen Beſtimmungen und umgekehrt. Die Unter⸗ 
ſtützungsbeträge, die auf beiden Seiten ausgezahlt werden, werden dann gegen: 
einander aufgerechnet. 

Was die Berufs vertretungen der deutſchen Volksgruppe in Oſtoberſchleſien 
und des polniſchen Volksſplitters im deutſchen Teil des ehemaligen Abſtimmungsgebietes 
betrifft, ſo liegt eine Erklärung vor, derzufolge die beſtehenden Gewerkſchaften und 
Berufsverbände ihre Tätigkeit (Rechtsſchutz und Unterſtützung ihrer Mitglieder) 
„bis auf weiteres“ fortſetzen dürfen. Es ſcheint, daß auch diefe Angelegen⸗ 
heit angeſichts der grundſätzlich unfreundlichen Einſtellung der polniſchen Behörden zu den 
Berufsvertretungen der deutſchen Arbeiter und Angeſtellten binnen kurzem von neuem zum 
Gegenſtand deutſch⸗polniſcher Verhandlungen wird gemacht werden müſſen. 


Banken und Verſicherungsgeſellſchaften. 

Die in Oſtoberſchleſien tätigen Filialen reichsdeutſcher Banken ſind in 
ihrem Fortbeſtand inſofern geſichert, als ihnen auf Grund des in Polen geltenden 
Bankrechtes Konzeſſionen erteilt werden. Für die Filialen polniſcher Banken, die etwa 
in Weſtoberſchleſien errichtet werden ſollten, ſoll das entſprechende gelten. Solche 
Filialen werden zur Zeit von der Deutſchen Bank und der Dresdener Bank in Katto— 
witz und von der Dresdener Bank außerdem (unter dem Namen „Oberſchleſiſche Disfonto- 
bank“) in Königshütte unterhalten. Auch die in Oſtoberſchleſien arbeitenden reiche: 
deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften können auf Grund der ihnen erteilten 
Konzeſſionen im Rahmen der jeweils geltenden polniſchen Geſetze ihre Tätigkeit weiter 
ausüben. Die Tätigkeit ſowohl der Banken wie der Verſicherungsgeſellſchaften iſt auf das 
ehemalige Abſtimmungsgebiet beſchränkt. Ihre rechtliche Lage hat ſich inſofern geändert, 
als die Bedingungen, unter denen ſie arbeiten, nicht mehr zwiſchenſtaatlich feſtgelegt ſind, 
ſondern ſich nach der jeweiligen polniſchen Geſetzgebung regeln. Sie ſind alſo nicht mehr 
gegen eine etwaige Beſchränkung ihrer Arbeitsmöglichkeit geſchützt. 


Polniſche Kirchendiktatur in Oſt⸗O.⸗G. 


Der Wojewode Grazynſki hat ſich vor kurzem einem Vertreter des „Kurjer 
Warſzawſki“ gegenüber dahin geäußert, daß der Wegfall der Genfer Konvention nicht 
als eine Verſchlechterung der rechtlichen Bedingungen, unter denen die deutſche Volks⸗ 
gruppe Oſtoberſchleſiens lebe, anzuſehen fei, „da ja die Verfaſſung der polniſchen Republik 
jedem Staatsbürger das Recht der Wahrung ſeiner Nationalität und der Pflege ſeiner 
Sprache und ſeiner nationalen Eigenarten garantiert“. Was von derartigen polniſchen 
Erklärungen, die lediglich für den propagandiſtiſchen Gebrauch im Ausland beſtimmt zu 
ſein ſcheinen, zu halten iſt, hat mit überzeugender Kraßheit das am 16. Juli d. J., alſo 
nur einen Tag nach Ablauf der Konvention, vom Schleſiſchen Teilgebietslandtag be⸗ 
ſchloſſene Geſetz bewieſen, das mit einem Federſtrich die Selbſtändigkeit 
der Unierten Evangeliſchen Kirche Oſtoberſchleſiens beſeitigt 
der Unierten Evangeliſchen Kirche Oſtoberſchleſiens beſeitigt hat. 

Zum Verſtändnis der Bedeutung des Geſetzes muß folgendes vorausgeſchickt werden: 
Die Unierte Evangeliſche Kirche Oſtoberſchleſiens iſt, wie noch die 
Ergänzungswahlen zu den kirchlichen Körperſchaften vom 18. Oktober v. J. bewieſen 
haben, eine rein deutſche Gemeinſchaft. Im Jahre 1922, als das Land an Polen fiel, 
gab es unter den damals etwa 80 000 Mitgliedern der Kirchengemeinden kaum einige 
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Polen. Trotz des Wechfels der Staatshoheit und trotz der Verdrängung einiger zehn: 
faufend evangeliſcher Deutſcher konnte ſich das Leben der Kirche unter dem Schutz der 
Genfer Konvention im allgemeinen ohne weſentliche Störung entfalten. Unruhe wurde 
in die Gemeinden erft hineingetragen, als ſich die im Laufe der Jahre zugewanderten 
Elemente aus den anderen Gebietsteilen des Staates in den „Vereinen evangelis 
ſcher Polen“ zuſammenſchloſſen und die Kirchenbehörden mit politiſchen Forde⸗ 
rungen bedrängten. Wobei hinzugefügt werden muß, daß dieſe aus dem Oſten zuge⸗ 
wanderten Proteſtanten nicht unierten, ſondern augsburgiſchen Bekenntniſſes, in 
Oſtoberſchleſien alſo kirchenfremd ſind. 

Den deutſchen Charakter der Kirche zu zerſtören, ift der augs 
ſchließliche Zweckdes Geſetzes vom 16. Juli. Das Geſetz iſt im Wider⸗ 
ſpruch zur polniſchen Verfaſſung zuſtandegekommen. Nach der Verfaſſung 
nämlich iſt der Staat im Falle einer Neuordnung ſeines Verhältniſſes zur Kirche gehalten, 
ſich vorher zwecks Verhandlungen mit der rechtlichen Vertretung der Kirche ins Benehmen 
zu ſetzen. Das iſt im vorliegenden Fall nicht geſchehen. Der Kirchenleitung iſt lediglich 
die Tatſache der bevorſtehenden Neuordnung — und zwar erſt 48 Stunden vor der An— 
nahme des Geſetzes im Landtag! — mitgeteilt worden. Das Recht, zu dem Geſetzentwurf 
Stellung zu nehmen, ift ihr nicht zuerkannt worden. Dieſes Verhalten hat man polnifcher- 
ſeits in der Begründung des Geſetzantrages damit zu erklären verſucht, daß man die ſeit 
1923 beſtehenden Organe der Kirche als „völlig ungeſetzlich“ hinſtellte! Einer ſolchen 
Behauptung ſteht die Tatſache entgegen, daß ſämtliche ſtaatlichen Behörden, 
ohne jemals einen rechtlichen Vorbehalt zu machen, 14 Jahre lang mit den beſtehenden 
Organen der Unierten Evangeliſchen Kirche amtlich verkehrt und damit diefe Dr- 
gane de facto als legal anerkannt haben. Das Geſetz ift alfo auf verfaſſungs⸗ 
widrige Weiſe, ohne Zuſtimmung der Kirche, ohne Anhörung ihrer Organe, durch einen 
Beſchluß des Schleſiſchen Teilgebietslandtags zuſtandegekommen, der das Geſetz in allen 
drei Leſungen in einem Zeitraum von 55 Sekunden () durchgepeitſcht hat. 

Durch das Geſetz vom 16. Juli d. J., deſſen Bezeichnung „Geſetz über die 
vorläufige Organiſation der Unierten Evangeliſchen Kirche 
in Polniſch⸗Schleſien“ lautet, wird den Gemeinden das Recht genommen, fih durch 
ihre Organe, die Gemeindepertretung und den Gemeindekirchenrat, ihre Pfarrer felber zu 
wählen. Das Recht der Pfarrerwahl iſt dem neu geſchaffenen Vorläufigen Kirchen⸗ 
rat zugeteilt worden, der verpflichtet ift, fih vor der Beſetzung freier 
Pfarrftellen mit dem Wojewoden in Verbindung zu ſetzen. Da 
5. It. ein großer Teil der Pfarrſtellen unbeſetzt ift und das Geſetz überdies vorſchreibt, 
daß alle Pfarrer polniſche Staatsangehörige ſein müſſen, alſo damit zu rechnen iſt, daß 
die auf Grund der bisherigen Rechtslage im oſtoberſchleſiſchen Kirchengebiet tätigen 
reichsdeutſchen Pfarrer ihrer Aemter enthoben werden, beſteht die dringende Ge⸗ 
fahr, daß ſchon binnen kurzem einem erheblichen Teil der durch— 
weg rein deutſchen Gemeinden landfremde polniſche Geiſtliche 
aufoktroyiert werden. Der Wojewode hat nach dem Geſetz das 
Recht, vier Sitze in dem Vorläufigen Kirchenrat mit ihm 
genehmen Leuten zu be ſe Ben Von dieſem Recht hat Grazynſki auch ſofort 
Gebrauch gemacht. Er hat vier Nationalpolen zu Mitgliedern des Vor: 
läufigen Kirchenrates ernannt, der ſomit nun, da zwei reichsdeutſche Mitglieder aus⸗ 
ſcheiden mußten, aus zwei Deutſchen, vier Polen und dem deutſchen Präſidenten beſteht, 
alfo bereits eine polnifhe Mehrheit aufweiſt. 

Tatſächlich iff Grazynſki (als Repräſentant des Staates) durch 
das neue Geſetz der unbeſchränkte Herr der Unierten Evange⸗ 
liſchen Kirche geworden. Das bedeutet, daß ein Po le über das Geſchick einer 
deutſchen kirchlichen Gemeinſchaft beſtimmt und daß ein Katholik als Diktator 
über eine evangeliſche Kirche gebietet! Man hat es polniſcherſeits nicht für zu 
blöde gehalten, ſich zur Rechtfertigung eines ſolchen grotesken Zuſtandes auf die frühere 
Rechtsſtellung — des Königs von Preußen zu berufen und die neue Regelung als die 
Wiederherſtellung eines früheren Rechtszuſtandes zu bezeichnen. Es iſt aber allgemein 
bekannt, daß die von Grazynſki in Anſpruch genommenen Rechte des Königs von Preußen 
nicht auf deſſen Eigenſchaft als Staatsoberhaupt, ſondern auf deſſen Stellung als 
Erſter Biſchof der Ulnierten Kirche beruhten. 
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Die Polonifierungsabficht des Geſetzes geht auch daraus hervor, daß die zugewanderten 
evangeliſchen Polen, die faſt durchweg nicht zur Unierten, fondern zur Evangeliſchen Kirche 
Augsburgiſchen Bekenntniſſes gehören, durch das ee zu Angehörigen der 
Unierten Evangeliſchen Kirche gemacht worden ſind. amit hat eine politiſch⸗ſtaatliche 
Stelle in einer reinen Konfeſſions frage eine ihr in keiner Weiſe zuſtehende Ent: 
ſcheidung getroffen. Und weiter: Durch das neue Geſetz werden der ſchon lange 
von polniſcher Seite geplanten Ausdehnung des kirchlichen 
Machtbereichs des Renegaten Burſche auf das evangeliſche Deutſchtum 
Oſtoberſchleſiens die Wege geebnet. Denn der Art. 8 des Geſetzes ſieht die Möglichkeit 
eines verfaſſungsmäßigen Zuſammnenſchluſſes der UInierten Evangeliſchen Kirche mit 
irgendeiner anderen Kirche oder irgendeinem anderen Religionsverband vor; und zwar 
hat hierüber der Kirchenrat zu entſcheiden, deſſen etwaiger Beſchluß in dieſer Sache der 
vorherigen Zuſtimmung des Wojewoden bedarf. . 

Die bisherige Kirchenleitung, an deren Spitze als Präſident des Landeskirchenrates 
D. Voß ſteht, hat zwar gegen die Vergewaltigung der Unierten Evangeliſchen Kirche 
durch das Geſetz vom 16. Juli ſowohl beim Wojewoden wie beim Staatspräſidenten 
und beim Miniſterpräſidenten Einſpruch erhoben und die kirchenpolitiſche Wider⸗ 
ſinnigkeit und das verfaſſungswidrige Zuſtandekommen der neuen Regelung dargelegt. 
Es iſt aber nicht damit zu rechnen, daß ſich irgendwelche ſtaatliche Stellen finden werden, 
die Wert darauf legen, dem deutſchen Kirchenvolke Oſtoberſchleſiens zu ſeinem verfaſſungs⸗ 
mäßigen und völkiſchen Recht zu verhelfen, und daß an irgendeiner dieſer Stellen die 
Abſicht beſteht, der nun auch auf das Gebiet der evangeliſchen Kirche Oſtoberſchleſiens 
hinübergetragenen Poloniſierungspolitik des Wojewoden Geazonſki entgegenzutreten. Die 
Verfaſſung der polniſchen Republik ſpricht zwar von dem Recht, Mutterſprache und 
nationale Eigenart zu bewahren. Aber — wehe dem, der es tut! 


Die ſlowakiſche Frage 


Zahlen und Wahlen. 


Die Slowakei erſtreckt ſich über 49 021 qkm und beſitzt nach der Volkszählung von 
1930 3 329 793 Einwohner, davon 3 254 189 mit tſchecho⸗ſlowakiſcher Staatsangehörig⸗ 
keit. Die Geſamteinwohnerzahl dürfte ſich inzwiſchen auf rund 3 530 000 Seelen erhöht 
haben. Von den 1930 gezählten Einwohnern tſchecho⸗ſlowakiſcher Staatsangehörigkeit 
bekennen fih 2 224 983 als Slowaken, 571988 als Madjaren, 147 501 als 
Deutſche, 120 926 als Tſchechen, 91079 als Ruthenen, 65 385 als Juden 
und 30 626 als Zigeuner. Der Reſt bekennt fih vor allem zur polniſchen, rumä⸗ 
niſchen und ſerbiſchen oder kroatiſchen Volkszugehörigkeit. 

Von allen bei den Parlamentswahlen von 1935 in der Slowakei abgegebenen gültigen 
Stimmen erhielt der Autonomiſtiſche Block 30,14 v. H. Berückſichtigt man 
nur die gültigen ſlowakiſchen Stimmen, fo erhöht fich der Vomhundertſatz dieſes 
Blockes, dem die Slowakiſche Volkspartei Hlinkas, die Slowakiſche Nationalpartei und 
die Autonomiſtiſche Bauernpartei angehören, auf rund 45 v. H. Da ſich die übrigen 
ſlowakiſchen Stimmen auf die „tſchecho-ſlowakiſchen“ zentraliſtiſchen 
Parteien verteilen und derart aufgeſplittert werden, daß ſie praktiſch in der Betrachtung 
des ſlowakiſchen Problemes nicht ins Gewicht fallen, kommt dann, wenn man von einer 
eigenen ſlowakiſchen Meinungsbildung ſpricht, lediglich diefe 45 v. H. der Slowaken aus: 
machende Bevölkerungsgruppe in Frage, die fih im Wahlgang 1935 hinter den Muto- 

. nomiftifchen Block geſtellt hat!). 


1) An der Geſamtzahl der abgegebenen Stimmen ift der Autonomiftifhe Block, wie 
geſagt, mit nur 30,1 v. H. beteiligt, ein Ergebnis, das in Anbettacht der zahlreichen in der Slowakei 
ſiedelnden fremden Volksgruppen durchaus verſtändlich iſt. Aber auch in dieſem Rahmen iſt der 
Autonomiſtiſche Block die weitaus ſtärkſte politiſche Gruppe. Erſt im weiten Abſtand folgen die 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Agrarier mit einem Anteil von 17,6 b. H., dann die Madſariſche 
Nationalpartei, die mit der ungariſch ausgerichteten deutſchen Chr ift lichſozialen 
Landespartei koppelte, mit 14,9 v. H., die Fommuniſtiſche Partei mit 13 v. H., die 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Sozialdemokraten mit 11 v. H. uſw. Wie groß die Stimmen⸗ 
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Die ſlowakiſche Schriftſprache. 


Die ſlowakiſche Frage — das iſt das Problem, wann und auf welche Art das ſlo⸗ 
wakiſche Volk feine Selbſtverwaltung erhalten wird, wobei der Begriff Selbſtverwal⸗ 
tung im weiteſten Sinne gefaßt werden muß: politiſch, wirtſchaftlich und kulturell. 


Das Erwachen des ſlowakiſchen Nationalbewußtſeins fällt, 
wie bei den meiſten ſlawiſchen Völkern Europas, in die zweite Hälfte des 18. Jahrhun⸗ 
derts, in jene Zeitſpanne alfo, die vornehmlich von der deutſchen Romantik her 
befruchtet wurde. Dieſes Erwachen, das ſich zunächſt vornehmlich als liter ariſch⸗ 
kulturelle Bewegung zu erkennen gab, iſt aufs engſte mit dem Namen des 
katholiſchen Geiſtlichen Anton Bernolak (1762—1843) und des Schriftſtellers und 
Politikers Ludevit Stur (1815—1856) verknüpft. Dieſe beiden Männer gelten als 
die Begründer der eigenen ſlowakiſchen Schriftſprache. Bis 
dahin bedienten ſich die in Nordungarn ſiedelnden Slowaken des Lateiniſchen oder des 
Madjarifchen als Schriftſprache, hin und wieder auch des Tſchechiſchen. Nur vereinzelt 
tauchten katholiſche Gebet: und Liederbücher auf, die in der flomafifchen Volksſprache 
abgefaßt waren. Als erſter machte ſich Bernolak an die mühevolle Aufgabe, eine 
eigene ſlowakiſche Schriftſprache zu ſchaffen. Er baute auf einem m e ft ſlowakiſchen, 
ſchon ſtark an das Tſchechiſche anklingenden Dialekt auf; aber die Mehrheit der ſlowa⸗ 
kiſchen Bevölkerung lehnte dieſe neue Normalſprache, an die ſie ſich nur ſchwer gewöhnen 
konnte, ab. Kaum 40 Jahre ſpäter unternahm Stur einen zweiten, glücklicheren Ver⸗ 
ſuch. Er wählte als Grundlage der neuzuſchaffenden Schriftſprache einen mittel- 
ſlowakiſchen Dialekt, der allen flowafifchen Volksteilen verſtändlich war. Das Werk 
Bernolaks und Sturs wurde durch die Preßburger Sprachenkonferenz vom 
Jahre 1851 gekrönt, auf der ſich die Anhänger beider Richtungen auf die heute von allen 
Slowaken gebrauchte Schriftſprache einigten. Damit war der erſte und wohl auch 
entſcheidende Schritt zur Wiedergeburt des ſlowakiſchen Volkes getan. 


Revolution und Reaktion. Beginn der Auslandspropaganda. 


Das Re vo lutionsjahr 1848 erſchütterte Oeſterreich-Ulngarn bis in die Grund- 
feſten. Zunächſt ſchien die allgemeine politiſche Auflockerung auch der eigenſtändigen 
Entwicklung der Slowaken a zu fein. Nachdem Stur bereits als Mitglied des 
ungariſchen Landtages in den Jahren 1847/48 als erſter für eine öffentlich⸗ rechtliche 
Stellung der ſlowakiſchen Sprache in Ungarn eingetreten war, kam es am 10. Mai 1848 
zur Verkündung eines politiſchen Manifeſtes, das auch für die Slowaken eine größere 
politiſche Freiheit verlangte, — eine Forderung, die noch einmal in der Ent ſchließung 
des Kongreſſes in Tur. St. Martin am 6. Mai 1864 aufgeſtellt wurde. 

Aber die Slowaken hatten ſich während der Revolution nicht mit dem erwarteten 
Schwung hinter die Selbſtändigkeitsbeſtrebungen der Madjaren geſtellt. In der darauf 
folgenden Neaftionsperiode neigten fie mehr Defterreich zu, eine Haltung, die 
ihnen wohl eine Reihe hoher, von Wien aus beſetzter Staatsbeamtenſtellen, aber Feines- 
wegs das Wohlwollen der Madjaren eintrug. Und fo ſetzten ſchon bald ſcharfe Mad- 
jariſierungsbeſtreb ungen ein. Die ſlowakiſchen Beamten, die auf Beran- 
laſſung Wiens in Ungarn eingeſetzt worden waren, wurden wieder beſeitigt. Im Zuge 
der Verfaſſungsreform bon 41868 wurde die Geſämtheit aller ungarifchen 
Staatsbürger, ohne Nückſicht auf die Volkszugehörigkeit, als „einheitliche und unteilbare 
ungariſche Nation“ proklamiert. Im Jahre 1874 ſchritt Budapeſt zur Auflöſung aller 
jener Organiſationen, die fi irgendwie mit der Förderung des flowakiſchen Volkstums 
befaßten. Und im Jahre 1900 wurde das Nationalitätengeſetz von 1868, das den nicht: 
madjariſchen Volksgruppen Ungarns wenigſtens theoretiſch noch gewiſſe ſprachliche und 
kulturelle Rechte zuerkannt hatte (ie in der Praxis freilich kaum Beachtung gefunden 
hatten), durch die ſcharfen, madjarifierenden Schulgeſetze des Grafen Appo— 


zerſplitterung, die von Prag aus ſyſtematiſch betrieben wird, tatſächlich iſt, geht daraus hervor, daß 
neben den genannten Parteien außerdem noch die tſchecho⸗ſlowakiſchen Nationalfozialiften, 
die Tſchecho⸗ſlowakiſche katholiſche Volkspartei, die als beſondere Konkurrenz 
der katholiſchen Slowakiſchen Volkspartei empfunden wird, die Tſchecho⸗ſlowakiſche 
Gewerbepartei, die tſchecho⸗ſlowakiſchen Faſchiſten, die Tſchecho⸗ſlowakiſche 
Nationale Vereinigung und verſchiedene andere kleinere Parteien mit mehr oder weniger 
großem Erfola kandidieren; fie find zum Großteil als rein tſchechiſche Unternehmen anzuſprechen. 
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nyi erfegt. Allein, all' die Bemühungen, eine einheitliche ungariſche Nation zu ſchaffen, 
vermogen die einmal erwachte ſlowakiſche Bewegung nicht mehr zum Verſchwinden 
u bringen. 

l Im Jahre 1906 trat der heutige Senator Dr. A. Stefanek, ein Slowake, der 
heute zu den eifrigſten Verfechtern des Prager Zentralismus gehört, mit dem 
engliſchen Publiziſten Seton-Watſon, der ſich damals auf einer Studienreiſe über 
die Lage der Minderheiten in Ungarn unterrichtet hatte, in Fühlung. Seton-Watſon 
brachte Stefanek mit dem damaligen Wiener Berichterſtatter der Londoner „Times“, 
Weekham Steed, in Verbindung. Dieſe drei gingen nun gemeinſam daran, die 
engliſche Oeffentlichkeit über die ſlowakiſche Frage im antimadjariſchen Sinne zu unter⸗ 
richten. Später, während des Weltkrieges, gehörten Seton⸗Watſon und Steed 
zu den eifrigſten propagandiſtiſchen Wegbereitern der tſchechiſchen und ſlowakiſchen Selb⸗ 
ſtändigkeit, wobei fie fih im Verkehr mit der tſchechiſchen Irredenta in Defterreich ſlawi— 
fher Decknamen (Zahradka und Velimſky) bedienten. 


Bis zur Errichtung des tſchechiſchen Staates. 


In der Entwicklung des ſlowakiſchen Autonomiegedankens während des Weltkrieges 
ſpielten die im Ausland lebenden Slowaken eine ausſchlaggebende Rolle. 
Sie gingen in ihrer propagandiſtiſchen Arbeit wohl überall mit den tſchechiſchen Aus⸗ 
wanderern zuſammen, hoben aber in jedem Falle die Notwendigkeit der weiteſtgehenden 
Selbſtverwaltung für die Slowakei im Rahmen des etwa zu ſchaffenden gemeinſamen 
Staates hervor. Bereits im Dezember 1944 begannen die amerikaniſchen Slowaken 
darüber nachzudenken, auf welche Art den Brüdern in der Heimat geholfen werden könnte. 
Auf die Anfrage der amerikaniſchen Tſchechen antwortete der Vorſitzende der Slo wa: 
kiſchen Liga in Nordamerika, daß eine Zuſammenarbeit der Tſchechen mit den Slo— 
waken gewiß in Frage komme, daß aber die autonome Stellung der Slo— 
wafenalserfte Forderung genannt werden müſſe, ganz gleich, welchem Staats⸗ 
verbande fih die Slowaken nach dem Ausgang des Weltkrieges anſchließen würden’). 
Bald darauf, um die Monatswende Januar Februar 1915, tagte ein Kongreß aus⸗ 
ländiſcher Slowaken in Paris, auf dem gleichfalls die Frage der Einverleibung 
der flomafifchen Gebiete Ungarns in einen zukünftigen tſchechiſch⸗ſlowakiſchen Staat 
beſprochen, zugleich aber auch wieder die Forderung nach unbeſchränkter Autonomie mit 
befonderer Betonung herausgeſtellt wurde. Im April 1915 ſprach Prof. Maſaryk 
in der Londoner Deklaration von einer freiwilligen und die Rechte der Auto⸗ 
nomie wahrenden Angliederung der flowakiſchen Teile Ungarns an ein „unabhängiges 
Böhmen“, wobei er ſich freilich bemühte, die Unterſchiede zwiſchen den Tſchechen und 
Slowaken als möglichſt bedeutungslos erſcheinen zu laſſen. Auch die in Rußland lebenden 
Tſchechen und Slowaken blieben nicht untätig. In der Moskauer Deklaration 
vom 16. Mai 1915 wurde ausdrücklich hervorgehoben, daß die Slowakei ein „beſon⸗ 
deres Parlament und Autonomie der Sprache und Verwaltung“ erhalten müſſe. Am 
27. Oktober 1945 ſchließlich traten die tſchechiſchen und ſlowakiſchen Organiſationen der 
Vereinigten Staaten zu einer Tagung zuſammen, deren Ergebnis, der Vertrag von 
Cleveland, ſich auf die Ausführungen des Vorſitzenden der Slowakiſchen Liga in 
Amerika, Konſul Mamatey, ſtützte: Der zukünftige Staatsverband müſſe „föde⸗ 
rativ“ ſein und die „Autonomie der Slowaken voll gewährleiſtet“ werden; auch könne 
keinesfalls auf die uneingeſchränkte Geltung der ſlowakiſchen „Staatsſprache, auf eine 
eigene Staatsverwaltung und ein eigenes Parlament“ verzichtet werden. Aehnlich 
wurden die ſlowakiſchen Forderungen im Jahre 1916 in der Kiewer Refolufion 
formuliert. 


) „Ich bin der Meinung“, ſchrieb Konſul Mamatey, der Vorſitzende der Slowakiſchen 
Liga, „daß es für uns das beſte wäre, mit den tſchechiſchen Brüdern Hand in Hand zu arbeiten, 
um fo die Bildung eines tſchechiſch⸗ſlowakiſchen Staates zu ermöglichen, der fih aus Tſchechen, 
Mährern, Schleſiern, Slowaken und gegebenenfalls auch aus anderen Slawen, z. B. Polen und 
Ruthenen, zuſammenſetzen könnte. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß dies auf föderativer 
Grundlage geſchehen müßte — mit dem Vorbehalt der ſlowakiſchen Auto⸗ 
nomie. Ich habe feſtgelegt, daß wir Slowaken, ohne Rückſicht darauf, in welches Staatsgebilde 
wir infolge dieſes Krieges kommen, auf der Selbſtverwaltung beſtehen werden 
Meiner Meinung nach müſſen wir uns die Autonomie jedem Staate gegenüber, ob es ſich nun um 
Ungarn, Rußland oder den erhofften tſchechiſchen Staat handelt, vorbehalten. ...“ 

(„Narodni Noviny“ am 10. 12. 1914, Pittsburg.) 
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Das zweifellos wichtigſte Dokument der ſlowakiſchen Auto⸗ 
nomiebeſtrebungen in dem zu gründenden tſchechiſch⸗ſlowakiſchen Staate aber 
wurde der ſogenannte Pittsburger Vertrag, deffen Konzept Maſaryk als 
Vorſitzender der tſchechiſchen Revolutionspartei”) verfaßte und deffen Reinſchrift er ver- 
bindlich mitunterzeichnete. In dieſem Vertrag, der im gegenſeitigen Einvernehmen zwiſchen 
den amerikaniſchen Tſchechen und Slowaken abgeſchloſſen wurde, heißt es u. a.: „Die 
Slowakei wird ihre eigene Verwaltung, ein eigenes Parlament und ihre eigenen Gerichte 
haben. Die ſlowakiſche Sprache wird die Amtsſprache fein“). Alle weiteren Ent: 
ſchließungen und Deklarationen, die im Laufe der Zeit bis heute in kaum zu überſehender 
Reihe noch folgten, ſtützten ſich im weſentlichen auf den Pittsburger Vertrag. Er iſt 
bis heute der Ausgangspunkt aller autonomiſtiſchen Vorſtöße des ſlowakiſchen Volkes 
gegenüber den Tſchechen geblieben. Auch die „Deklaration des ſlowakiſchen 
Volkes“, die von einem der beiden ſlowakiſchen Nationalräte am 30. Oktober 1918 
in Turec St. Martin veröffentlicht wurde, ſtellte von neuem die Autonomieforde— 
rung auf. Eine erſt nach Jahren bekanntgewordene Geheimklauſel dieſer Deklaration 
ſetzte für das Verbleiben der Slowaken in dem gemeinſamen Staatsverband eine auf 
10 Jahre befriſtete Probezeit feſt, nach deren Ablauf den Slowaken die 
Möglichkeit gegeben werden ſollte, in einer Volksabſtimmung über ihr ferneres 
ſtaatliches Schickſal zu entſcheiden. Der zweite ſlowakiſche Nationalrat, der am 14. De⸗ 
zember 1918 in Kaſchau in der Oſtſlowakei tagte, ging über die Autonomieforderung 
hinaus; er verlangte die Errichtung eines eigenen unabhängigen flo: 
wakiſchen Staates. 


Beſetzung der Slowakei durch die Tſchechen. 


Dieſen durcheinanderſtrebenden Tendenzen machten die Tſchechen durch die militä⸗ 
riſche Beſetzung des Landes ein Ende, um, wie es ſeinerzeit hieß, die Slowakei 
vor den Madjareneinfällen zu ſchützen, tatſächlich aber, um die ſlowakiſchen Autonomie⸗ 
beſtrebungen zu unterdrücken und die in Paris über die neuen Grenzen Europas beratenden 
Mächte vor vollendete Tatſachen zu ſtellen. Die tſchechiſchen Legionäre, die die Beſetzung 
des Landes vornahmen, wurden von den Slowaken als Feinde empfunden. Der Gegen⸗ 
ſatz verſchärfte ſich, als die Tſchechen über die Slowakei die Militärdiktatur 
und das Standrecht verhängten, als vielen Vorkämpfern des ſlowakiſchen Auto- 
nomiegedankens unter der Beſchuldigung des „Hochverrates“ der Prozeß gemacht 
wurde und als die Gemeindevertretungen aufgelöſt und (bis zum Herbſt 
1820) durch Kommiſſionen erſetzt wurden, deren Mitglieder die Prager Regierung er- 
nannte. 


) Die Tſchechiſche Revolutionspar tei ſetzte fih in erſter Linie aus Männern 
zuſammen, die im Ausland für die Errichtung eines eigenen tſchechiſchen Staates und in der 
Richtung einer vollſtändigen Zertrümmerung der alten Monarchie arbeiteten. Als Haupt der 
Nevolutionspartei wurde M afarpf anerkannt, eine Tatſache, die feiner, des nachmaligen erften 
Präfidenten der Tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik Ulnterſchrift auf dem Pittsburger Vertrag eine 
beſonders verbindliche Note verleiht. 


) Der genaue Wortlaut des Pittsburger Vertrages lautet: „Tſchechiſch— 
ſlowakiſcher Vertrag, abgeſchloſſen in Pittsburg am 30. Mat 1918. Die Vertreter der De 
und tſchechiſchen Organiſatjonen der Vereinigten Staaten, der ſlowakiſchen Liga, des Tſchechiſchen 
Nationalbundes und des Verbandes tſchechiſcher Katholiken, berieten in Anweſenheit des Vorſitzen⸗ 
den des tſchechiſch'ſlowakiſchen Nationalrates, Prof. Mafaryk, über die tſchechiſch⸗ſlowakiſche Frage 
und über unſere bisherigen programmatiſchen Kundgebungen und Entſchließungen wie folgt: Wir 
heißen jenes politiſche Programm gut, das ſich darum bemüht, die Tſchechen und Slowaken in einem 
ſelbſtändigen Staate zu vereinigen, der aus den Böhmiſchen Ländern (Böhmen, Mähren und 
Schleſien) und der Slowakei beſteht. Die Slowakei wird ihre eigene Verwal⸗ 
tung, ihr Parlament und ihre Gerichte haben. Die ſlowakiſche Sprache 
wird die Amtsſprache in der Schule, in der Verwaltung und im öffent- 
lichen Leben überhaupt fein Der tſchechiſch⸗ſlowakiſche Staat wird eine Republik, 
ſeine Konſtitution demokratiſch ſein. Die Organiſation der Zuſammenarbeit der Tſchechen und 
Slowaken in den Vereinigten Staaten wird nach Notwendigkeit und der ſich ändernden Lage im 
gegenfeitigen Einverſtändnis geregelt. Die genaue Feſtlegung über die Organifierung des tſchechiſch⸗ 
ſlowakiſchen Staates wird den befreiten Tſchechen und Slowaken und ihren rechtsgültigen Ber- 
tretern überlaſſen.“ Als erſte haben den Pittsburger Vertrag T. G. Maſaryk und A. Ma: 
maten, der Präſident der Slowakiſchen Liga in Nordamerika, unterzeichnet. 
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Die um alle Früchte ihrer mühevollen und oft gefährlichen Arbeit betrogenen ſlowa⸗ 
kiſchen Autonomiſten lehnten ſich unter der Führung des katholiſchen Prieſters A. Hlinka 
gegen die Prager Unterdrückungspolitik auf. Sie gingen daran, den Boden für eine 
Volksabſtimmung vorzubereiten. Die Slowakiſche Autonomiſtenpartei über⸗ 
reichte am 31. Dezember 1919 der Pariſer Friedenskonferenz eine Denk: 
ſchrift, in der ſie ſich über das unerträgliche Verhalten der Tſchechen in der Slowakei 
bitter beſchwerte. Aber die Tſchechen wußten es zu verhindern, daß dieſe Beſchwerdeſchrift 
auf die Tiſche der Delegierten gelangte; und Hlinka, der ſelbſt nach Paris gefahren 
war, um hier die Sache der Slowakei zu vertreten, wurde nach ſeiner Rückkehr als 
„Hochverräter“ verhaftet. 


Der Kampf um die ſlowakiſche Autonomie im tſchechiſchen Staat. 


Im Januar 1922 brachte die Slowakiſche Volkspartei, die ſich inzwiſchen von der 
Tſchechiſchen Volkspartei getrennt hatte, einen Geſetzesantrag auf Verfaſ⸗ 
ſungsänderung ein. Der Antrag ſah die Dreiteilung des Staates in die Länder 
der Wenzelskrone (alſo Böhmen, Mähren und Schleſien), in die Slowakei und Kar⸗ 
pathenruthenien vor. Die Slowakei, ſo hieß es darin, müſſe einen eigenen Landtag in 
Preßburg erhalten, der für alle inneren Angelegenheiten zuſtändig ſei; das Slowakiſche 
müſſe als Amtsſprache anerkannt und im Gerichtsweſen, in der Verwaltung und im 
Schulweſen müſſe die volle Autonomie eingeführt werden. So erfolglos wie dieſer Bor- 
ftoß, der von tſchechiſcher Seite überhaupt nicht beantwortet wurde, blieb auch das 
Silleiner Memorandum, in dem im Dezember 1922 erneut die ſlowakiſchen 
Forderungen auf der Grundlage des Pittsburger Vertrages aufgeſtellt wurden. Eine 
Abſchrift des Memorandums ging unter dem Titel „Stimmen aus dem Grabe des abge⸗ 
urteilten ſlowakiſchen Volkes an die ziviliſierte Welt“ dem Völkerbund zu. Aber 
weder in Genf noch in Paris, wohin ſich Prof. Tuka, der mutigſte und fähigſte Re⸗ 
präſentant des ſlowakiſchen Autonomiegedankens begeben hatte, fanden ſich Kreiſe, die 
ſich der ſlowakiſchen Forderungen anzunehmen gedachten. 

Mit wachſender Erbitterung forderte das ſlowakiſche Lager die Einlöfung des im 
Pittsburger Vertrag gegebenen Wortes. Von neuem fand im Jahre 1923 der Wille zur 
Autonomie einen weithin ſichtbaren Niederſchlag in der Preßburger Reſolution, 
zu deren wichtigſten Forderungen die Errichtung eines ſlowakiſchen Miniſteriums in 
Preßburg gehörte, dem ein Vetorecht gegenüber allen, die Slowakei berührenden Ent: 
ſcheidungen der Prager Miniſterien zuſtehen ſollte. Aehnliche Forderungen wurden dann 
auch in dem ſogenannten Neuvertrag aus dem Jahre 1927 erhoben. 1929 
holte Prag zu einem entſcheidenden Gegenſchlag aus. Prof. Votech Tuka, der — 
geſtützt auf die Geheimklauſel der Deklaration von Tur. St. Martin, die Forderung 
nach Durchführung einer Volksabſtimmung in der Slowakei aufſtellte, wurde zu 15 
Jahren Kerker verurteilt. Der Kampf um die Autonomie aber ging weiter. 
So wies am 13. Auguft 1933 die Slowakiſche Volkspartei in der Neufraer Ne: 
ſolution erneut und mit allem Nachdruck auf ihre unabdingbare Forderung hin. In 
der Reſolution, die der Beſchlagnahme verfiel, fanden ſich u. a. folgende Sätze: „Obwohl 
wir die tſchechiſch⸗flowakiſche Republik als das für uns einzig mögliche ſtaatliche Gebilde 
anſehen, erklären wir, daß wir in dieſem Staat nicht nur als mit den Tſchechen gleich- 
berechtigtes Volk, ſondern als eigenſtändiges, ſelbſtändiges Volkleben 
wollen, das feine Angelegenheiten ſelbſt verwalten und ſein G ġid- 
fal allein geftalten will. Wir wollen ein fouveränes Volk fein... Wir 
fordern das, was uns mit vollem Recht gehört, was uns verſprochen und im Pittsburger 
Vertrag beſiegelt wurde...“ 

Wenn es je einen Augenblick gab, der für die Slowaken eine Fülle günſtiger Möglich⸗ 
keiten in ſich barg, dann war es die um die Jahreswende 1935/36 erfolgte 
Neuwahl des Staatspräſidenten, bei der die Slowakiſche Volkspartei das 
Zünglein an der Waage bildete. Mehr als je mußte die Regierung damals (auch mit 
Rückſicht auf Schwierigkeiten innen- und außenpolitiſcher Natur) darauf bedacht fein, die 
Regierungsmehrheit auf eine breitere Baſis zu ſtellen. Ihre weitgehende Hilfloſigkeit 
und die mitteleuropäiſche Offenſive des Vatikans gaben der katholiſchen Slowakiſchen 
Volkspartei ganz ausgezeichnete Anſatzpunkte, ſich im Sinne der ſlowakiſchen Autonomie 
in Prag zur Gelkung zu bringen. Die entſcheidenden Verhandlungen wurden im Februar 
1936 mit dem Miniſterpräſidenten Dr. Hod za (ſelbſt einem Slowaken) geführt. Zu 
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den weſentlichſten Programmpunften gehörten: Errichtung eines Miniſteri⸗ 
ums für die Slowakei. Für den Fall der Ablehnung: Schaffung eigener 
ſlowakiſcher Sektionen in allen Minifterien. Ferner: Erweiterung 
der Befugniſſe des ſlowakiſchen Landespräſidenten in der Richtung, daß Beamtenernen⸗ 
nungen und Entlaſſungen von ſeiner Einwilligung abhängig ſind. Aber die Verhandlun⸗ 
gen endeten ohne Erfolg. Die ſlowakiſche Volkspartei verblieb weiter in der für Prag 
(vor allem außenpoktiſch) unangenehmen Oppoſition. Auf ihrem Piftianer Par: 
teitag vom 20. September 1936 faßte fie eine Reſolution, in der es u. a. hieß: 
„Wir find uns der Mahnung der Gräber der ſlowakiſchen Märtyrer in der Heimat und 
im Ausland bewußt. Darum kämpfen wir für die Verwirklichung der 
Souveränität des ſlowakiſchen Volkes im Sinne der Verträge 
von Cleveland und Pittsburg und der Deklaration des ſlowa⸗ 
kiſchen Volkes im Budapeſter Parlament im Jahre 1918“. — Die 
Reſolution wurde beſchlagnahmt! J. Roſt. 


Bomben, Fälſchungen, Verbote 


In den frühen Morgenſtunden des 14. Juli wurden in Czyſowitz im Kreiſe Rybnik 
drei Bombenattentate gegen Wohnungen deutſcher Volksange⸗ 
höriger verübt. Es wurde zwar niemand verletzt, aber der Sachſchaden war erheblich. 
Durch die eine Bombe wurden die Fenſterſcheiben am Hauſe des Deutſchen Franz 
Jurzyk zertrümmert. Die zweite Bombe explodierte vor den Fenſtern des Zimmers, 
in dem der Deutſche Konſtantin Grzonka zu ſchlafen pflegte, und beſchädigte Teile 
des Zimmers. Von der dritten Bombe, die auf der Schwelle des von dem Deutſchen 
Wilhelm Kubitz a bewohnten Hauſes zur Exploſion gebracht wurde, wurde beträcht⸗ 
licher Schaden angerichtet. 

Bei den im Juni d. J. durchgeführten Betriebsratswahlen in der Friedens⸗ 
hütte (Oſtoberſchleſien) waren auf die deutſche Lifte nach der amtlichen Bekanntmachung 
nur 153 Stimmen entfallen. Es ftellte ſich jetzt heraus, daß das polniſche Betriebsrats- 
mitglied Nowack über 220 für die deutſche Lifte abgegebene Stim- 
men dadurch ungültig gemacht hatte, daß er die Zettel beim Herausnehmen aus 
den Briefumſchlägen einriß. Durch dieſe nach dem Geſetz ſtrafbare Handlung wurde 
die deutſche Gefolgſchaft um den ihr zuſtehenden Vertreker im Betriebsrat betrogen. 
Neben anderen deutſchen Arbeitern wurde am 15. Juli auch dem langjährigen deutſchen 
Betriebsratsmitglied der Friedenshütte, Franz Lehnart, demſelben, der bei ordnungs⸗ 
mäßiger Wahl wieder in den Betriebsrat gekommen wäre, gekündigt. Gegen die 
Kündigung wurde Einſpruch erhoben. $ 

In Preiswitz im Kreiſe Rybnik war am 14. und 15. Juli beim Neubau der. 
dortigen Schule ein 17jähriger deutſcher Volksangehöriger als Gehilfe beſchäftigt. Als 
er am 16. Juli zur Arbeitsſtelle kam, erklärte ihm der Polier, daß er ihn auf Veranlaſſung 
des polniſchen Schulleiters nicht beſchäftigen dürfe, weil ſein Vater 
Mitglied des Deutſchen Volksbundes fei. Der Vater iſt ſeit ſechs 
Jahren arbeitslos und hat eine achtköpfige Familie zu ernähren. An Stelle des jungen 
Deutſchen wurde der 19jährige Sohn eines polniſchen Aufftändifchen eingeſtellt. 

Der Deutſche Sportverein in Bielitz, D.F. C. Sturm, wollte am 4. Juli 
ein großes Schwimmfeſt durchführen, zu dem der Verein auch eine reichsdeut⸗ 
[be Studentenmannſchaft, darunter einige Dlympiateilnehmer, eingeladen 
batte. Die Beranftaltung wurde verboten, nachdem die polniſchen Blätter ange- 
deutet hatten, daß das deutſche Schwimmfeſt und vor allem die Anweſenheit reichsdeutſcher 
Gäſte als eine Provokation aufgefaßt werden müßte. — In Trakau (Suchacze⸗ 
wo) im Kreiſe Schrimm ſollte ein deutſches Sportfeſt ſtattfinden, an dem die 
Sportvereine der Umgebung teilnehmen wollten. Das Feſt wurde mit der Begründung 
verboten, daß es die Ruhe und Sicherheit gefährde. , f f 

Von den 22 jungen Deutſchen, die am 7. Juli vom Konitzer Bezirksgericht zu insgeſamt 
185 Monaten Arreſt und Gefängnis verurteilt worden waren, wurden 
Anträge auf Haftentlaſſung eingereicht. Das Gericht lehnte die Haftentlaſſung 
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in 17 Fällen ab; es „begründete“ dieſe Entſcheidung mit „Flucht⸗ und Verdunke⸗ 
lungsgefahr“. (Wenn in dieſem Falle jemand etwas zu verdunkeln hat, dann ift es die 
polniſche Juſtiz.) 

Die in den Gemeinden Janow und Schoppinitz (Oſtoberſchleſten) bisher be: 
ſtehenden evangeliſchen deutſchen Minderheitsſchulen wurden mit Wirkung 
vom 21. Juli d. J. auf Grund einer Verordnung des Wojewoden Grazynſki g e f h lo f- 
fen. Die deutſchen privaten Volksſchulen in Ds zom und Emmagrube (Oſtober⸗ 
ſchleſien) mußten aufgelöſt werden, weil die bisher gemieteten Räume gekündigt 
worden waren; die Kinder mußten in die deutſche Privatſchule in Rybnik überwieſen 
werden. Aus dem gleichen Grunde wurde auch die deutſche private Volksſchule in Li+- 
p in e (Oſtoberſchleſien) geſchloſſen; die Kinder wurden nach Königshütte über: 
wieſen. 

Der Tarnowitzer Magiſtrat beſchloß vor einiger Zeit, den deutſchen 
Kindergarten, der in einem Raum der öffentlichen Volksſchule untergebracht iſt, 
mit einer Monatsmiete von 75 Zloty im Sommer und 50 Zloty im Winter zu belaſten. 
Die Miete wurde vom Magiſtrat, rückwirkend für die ganze Zeit des Beſtehens des 
deutſchen Kindergartens, auf annähernd 3000 Zloty berechnet und dem Deut: 
ſchen Schulverein, als dem Träger des Kindergartens, in Rechnung geſtellt. Der Schul⸗ 
verein bemühte ſich vergebens um die Niederſchlagung dieſer Forderung. Der Magiſtrat 
von Tarnowitz beantwortete dieſes Bemühen damit, daß er die Summe zwangsweiſe 
beitreiben ließ. Es muß dazu bemerkt werden, daß der polniſche Kindergarten, der 
in dem gleichen Gebäude untergebracht ift, nach wie vor koſtenlos wohnt. 

In der Nacht zum 13. Juli wurden auf dem evangeliſchen Friedhof in 
Neudeck (Dftoberfchlefien) ſechs Grabdenkmäler zerſtört und mehrere Grab- 
kreuze zerbrochen. Die Täter konnten (natürlich) nicht feſtgeſtellt werden. 

Der Vorſitzende des Markthändlerverbandes in Kattowitz hat den 
Händlern, die in der Kattowitzer Markthalle Stände haben, verboten, ſich im Ge⸗ 
ſpräch mit ihren Kunden der deukſchen Sprache zu bedienen. 

Der Reichsangehörige Pfarrer J. Do ft aus Borchersdorf im Kreiſe Soldau wurde 
aus dem polniſchen Staatsgebiet ausgewieſen. Auch der Hausbeſitzer und frühere 
Gaſtwirt Adolf Flemming und der Kaufmann E. Holm in Soldau erhielten von 
der Thorner Wojewodſchaft den Ausweiſungsbefehl. 

In der deutſchen Kolonie Wieſenberg in Oſtgalizien fand am 4. Juli eine Ver⸗ 
ſammlung des Vereins deutſcher Katholiken ſtatt. Als gegen 10 Uhr abends, 
nach Beendigung der Verſammlung, zwei der deutſchen Mädchen, Marie Engel und 
Marie Zimmermann, am Wohnhaus des Ortspfarrers, des Polen Edward 
Wisniewſki, vorbeikamen, wurden fie von dieſem ins Haus gerufen und, nachdem 
die Tür geſchloſſen worden war, mit einem Stock verprügelt. Die Eltern der 
mißhandelten Mädchen haben gegen den als Deutſchenhaſſer bekannten Pfaffen Straf— 
anzeige erſtattet. 

Der Hilfsverein deutſcher Frauen in Pleß wurde behördlich auf: 
gelöſt, angeblich weil er den Vorſchriften des Vereinsgeſetzes zuwidergehandelt hatte. 
Die Ortsgruppe Neutomiſchel der Jungdeutſchen Partei wurde 
auf Anweiſung des Staroſten geſchloſſen. Demſelben Schickſal verfiel die Orts- 
gruppe Schulitz der Deutſchen Vereinigung. 

Der polniſche Weſtverband teilte mit, daß im Zuge der von ihm eingeleiteten Aktion 
in Oſtoberſchleſien die Familiennamen von etwa 40000 Perſonen po: 
loniſiert worden find. 


Ein Außenſeiter mit Zivilcourage 


Von deutſcher Seite ift immer wieder feſtgeſtellt worden, daß auf dem Gebiete 
der deutſch-polniſchen Annäherung und des gegenſeitigen Sichkennenlernens 
von deutſcher Seite febr viel, von polniſcher Seite aber fo gut 
wie nichts getan worden ift. Und eg ift weiter feſtgeſtellt worden, daß zwiſchen 
den beiderſeitigen Leiſtungen endlich ein Ausgleich geſchaffen werden muß, entweder da⸗ 
durch, daß Polen das von ihm Verſäumte nachholt, oder dadurch, daß die deutſche 
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Tätigkeit auf das minimale Maß deffen, was von polniſcher Seite geſchieht, herabgeſetzt 
wird. Dieſe deutſchen Feſtſtellungen hat kürzlich der bekannte polniſche Sournalift Ka t- 
Mackiewicz im Wilnaer „Slowo“ in einem Artikel beſtätigt, der fih durch die 
Objektivität und die Zivilcourage ſeines Verfaſſers auszeichnet. 

Mackiewicz ſchreibt u. a.:: „Auf deutſcher Seite trat nicht nur eine Ent⸗ 
ſpannung ein, ſondern man hat in der Bevölkerung des Reiches Achtung und Sympathie 
für das polniſche Volk erweckt. Gerade dieſe Tatſache iſt in Polen wenig bekannt. 
Die Preſſe ſchreibt nichts davon .. . Wir fühlten die Abneigung des deut: 
ſchen Volkes uns gegenüber und ſogar ſeine Verachtung. Heute hat ſich das grundſätzlich 
geändert. Vielleicht iſt das nur Höflichkeit? Keineswegs! Vielleicht iſt dieſe Polen⸗ 
freundlichkeit Uebertreibung, vielleicht nur eine vorübergehende Aeußerlichkeit? Möglich! 
Aber auf jeden Fall iſt das Verhältnis des deutſchen Volkes zu Polen völlig anders 
geworden ... Wenn (in Deutſchland) heute Fremdſprachen gebraucht werden, fo werden 
neben Engliſch und Franzöſiſch auch Italieniſch und Polniſch gebraucht. Auf der national- 
ſozialiſtiſchen Ausſtellung in Weſtdeutſchland („Schaffendes Volk“ in Düſſeldorf), wo 
es doch faſt keine polniſchen Beſucher gibt, werden Broſchüren, Plakate und Proſpekte 
auch in polniſcher Sprache verteilt... Man hat in Deutſchland viele Veranſtaltungen 
organiſiert, welche die polniſche Kultur dem deutſchen Volke näher bringen ſollten. Man 
hat Gelehrte und Forſcher zu Vorleſungen nach Berlin eingeladen. Man hat beſondere 
polniſche Abende veranſtaltet, an denen offizielle Perſönlichkeiten teilnahmen.“ 

Mackiewicz führt dann eine ganze Reihe derartiger Veranſtaltungen (Konzerte, Filme, 
Theateraufführungen, Bücher uſw.) an und fährt darauf fort: „Hier komme ich zu 
Vorwürfen, die ich Außenminiſter Beck machen muß. Warum wird unſere 
Außenpolitik der Annäherung an Deutſchland fo betrieben, als 
ſchämten wir uns ihrer? Warum ſucht man nicht für diefe Poli⸗ 
tif einen ideellen Stützpunkt in der Bevölkerung zu ſchaffen? 
Alles wird ſo gemacht, als ob Außenminiſter Beck damit ſagen wollte, daß das gute 
Verhältnis zu Deutſchland, alſo das ganze Syſtem der ſelbſtändigen Politik Polens in 
Europa, das darin (nämlich in dem guten Verhältnis zu Deutſchland) ſeinen eigentlichen 
Urſprung hat, — daß dieſes gute Verhältnis eben nur der Außenminiſter felbft ift. IS e n n 
er (Beck) nicht mehr fein würde, dann ſtürzte alles zufammen. 
Denn das polniſche Volk verſteht heute diefe polniſche Politik 
nicht und iſt auch nicht zur Beteiligung an ihr herangezogen 
worden.“ 

Mackiewicz erhebt gegen Oberſt Beck den Vorwurf, daß er nichts als Außenminiſter 
ſein wolle und daher auf eine Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung in Polen im Sinne 
ſeiner Politik grundſätzlich verzichte. Er erhebt weiter gegen die polniſchen Journaliſten, 
mit einer einzigen Ausnahme (gemeint ift Kaſimir Smogorzewſki!) den Vorwurf, die 
polniſche Oeffentlichkeit über Deutſchland weder richtig noch ſyſtematiſch zu unterrichten. 
Und er ſchließt mit einer Bemerkung, die ihm vermutlich von feinen zahlloſen Gegnern 
ſehr übel vermerkt worden iſt.. . „Wir müffen aber daran denken, daß 
wir in Polen Gebiete haben, die für die Deutſchen eine ſchmerz— 
liche Erinnerung find, und in denen der Kampf gegen die Deut⸗ 
ſchen fo intenſiv und fo rückſichtslos geführt worden ift, das es 
dortheute ſchwer fällt, ſich den Veränderungen anzupaſſen, die 
in den Beziehungen zwiſchen den beiden Völkern eingetreten 
find. Aber das alles kann nichts daran ändern, daß die Tatſache feſtgeſtellt werden 
muß, daß Deutſchland ehrlich die Annäherung und den Frieden mit dem polniſchen Volke 


ſucht.“ 
Oftland⸗Chronik 


Deutſche Raſſengeſetzgebung in Weſt⸗O.⸗S. können. Bis zum 15. Juli d. J. haben die 


Mit dem Außerkrafttreten des Teils III 
der Genfer Konvention für Oberſchleſien 
hat die deutſche Naſſengeſetzgebung 
auf den deutſchen Teil des ehemaligen 
Abſtimmungsgebietes ausgedehnt werden 


Minderheitenſchutzbeſtimmungen der Kon⸗ 
vention eine Anwendung der Reichsgeſetze, 
die fih mit dem Raſſen⸗ und Blutſchutz 
befaſſen, insbeſondere der Nürnberger Ge⸗ 
ſetze, in Weſtoberſchleſien nicht durchgeführt 
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werden können. Die Juden dieſes Ge⸗ 
bietes haben bis zu dieſem Termin die 
Rechte einer „nationalen Minderheit“ im 
Sinne der Völkerbundsterminologie ge⸗ 
noſſen. Mit dem 15. Juli ſind alle dieſe 
geſetzlichen Beſtimmungen auch in Weſt⸗ 
oberſchleſien automatiſch in 
Kraft getreten. Es hat hierzu im 
weſentlichen keines beſonderen Geſetzesaktes 
bedurft. Nur inſofern iſt eine reichsgeſetz⸗ 
liche Regelung erforderlich geweſen, als 
gewiſſe Geſetze, die nach ihrer erfolgten 
Durchführung inzwiſchen wieder außer 
Kraft getreten waren, für Weſtoberſchleſien 
nachgeholt werden müſſen. Das iſt durch 
das „Geſetz über Maßnahmen 
im ehemaligen oberſchleſiſchen Ab— 
ſtimmungsgebiet“ vom 30. Juni d. J. 
geſchehen, durch das die Wiederherſtellung 
des Berufsbeamtentums, die raſſenmäßige 
Bereinigung der verſchiedenen Stände und 
Berufe (Aerzte, Rechtsanwälte uſw.) und 
die Ausbürgerung läſtiger Oſtjuden für 
Weſtoberſchleſien nachträglich durchgeführt 
wird. \ 


Gemifchte Kommiffion und Schiedsgericht 
Am 15. Juli hat die Gemiſchte 
Kommiſſion für Oberſchleſien 
ihre Tätigkeit eingeſtellt. Sie beſtand aus 
je zwei deutſchen und polniſchen Mit: 
gliedern und einem neutralen Präſidenten, 
dem Schweizer Altbundespräſidenten Felix 
Calonder. Mit Umficht und Unpartei⸗ 
lichkeit waltete Calonder 15 Jahre hindurch 
ſeines gewiß nicht leichten Amtes, immer 
beſtrebt, den beiden Parteien Gerechtigkeit 
widerfahren zu laffen und den Unter- 
drückten im Rahmen der ihm gegebenen 
Möglichkeiten ein Helfer zu ſein. Er hat 
ſich am 15. Juli in einer feierlichen Schluß⸗ 
ſitzung der Gemiſchten Kommiſſion von 
ſeinen Mitarbeitern und Oberſchleſien in 
dem Bewußtſein verabſchieden können, daß 
ihn die Bevölkerung des geteilten Landes 
nur mit Trauer ſcheiden ſieht. Die Ge⸗ 
miſchte Kommiſſion hatte die Aufgabe, bei 
Streitigkeiten, die ſich bei der Auslegung 
der Genfer Konvention ergaben, zu vers 
mitteln; ſie trug diplomatiſchen 
Charakter. Ihr Hauptaufgabengebiet war, 
über die Durchführung des Minder- 
heitenſchutzes zu wachen. Insge⸗ 
ſamt hatte fie ſich im Laufe der 15 Jahre 
ihres Beſtehens mit 2 283 Beſchwerden zu 
befaſſen. Die weitaus meiſten dieſer Be⸗ 
ſchwerden konnten gütlich beigelegt werden. 
Nur in 122 Fällen war eine Entſcheidung 
zu fällen. Im Gegenſatz zu ihr ſtellte das 
Schiedsgericht für Oberſchleſien 
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eine unabhängige richterliche Inſtanz etwa 
im Range eines deutſchen Oberlandes⸗ 
gerichtes dar. Es war vor allem für 
Streitfragen privatrechtlicher Natur 
zuſtändig, ſoweit dieſe mit einer Beſtim⸗ 
mung der Genfer Konvention in Zuſammen⸗ 
hang ſtanden (Staatsangehörigkeit, Op⸗ 
tion, Wohnrecht, Grenzübertritt uſw.). 
Das Schiedsgericht ſetzte ſich aus je einem 
deutſchen und polniſchen Schiedsrichter und 
einem neutralen Präſidenten, dem Belgier 
Prof. Kaeckenbeek, zuſammen. Es 
fällte insgeſamt 3 226 Entſcheidungen, 
während 227 Fälle noch anhängig find 
Während die Gemiſchte Kommiſſion ihre 
Tätigkeit bereits völlig eingeſtellt hat, 
bleibt das Schiedsgericht noch bis zum 
Herbſt d. J. im Amt, um die noch an⸗ 
hängigen Fälle, wenn auch in vereinfachter 
Weiſe, abzuwickeln. 


Krach um den polniſchen Pavillon 

Der polniſche Pavillon auf der 
Pariſer Weltausſtellung hat in 
der polniſchen Preſſe bis in das Regie⸗ 
rungslager hinein eine ungewöhnlich heftige 
Kritik gefunden. Die Kritik richtet ſich 
gegen alles, gegen den Pavillon ſelbſt, gegen 
den Platz, auf dem er ſteht, und gegen das, 
was in ihm ausgeſtellt iſt. Das Wilnaer 
„Slowo“ hat das Gebäude mit einer auf: 
geſtülpten Manf hette, die fid 
neben dem deutſchen Pavillon 
wie eine zu dieſem Rieſenbau 
gehörende Bedürfnisanſtalt 
ausnimmt, verglichen. In einem 
anderen, Artikel heißt es in bezug auf 
die im polniſchen Pavillon ausgeſtellten 
Teppiche, es ſei ja ganz gut, wenn 
Scheußlichkeiten möglichſt weit aus Polen 
weggebracht würden, aber man ſollte ſich 
als Abladeplatz doch nicht ausgerechnet 
die Pariſer Weltausſtellung ausſuchen! 
Auch darauf iſt hingewieſen worden, daß 
ſich unter den ſieben Perſönlichkeiten, die in 
großen Bildwerken als die hervor: 
ragendſten Repräſentanten des 
Polentums dargeſtellt find, nicht 
weniger als vier litauiſcher Abſtam⸗ 
mung befinden, nämlich Jagiello, 
Kosciuſzko, Mickiewicz und Pil- 
ſudſki. (Es hätte noch binzugefügt 
werden können, daß der fünfte, Nikolaus 
Coppernicus, der Abſtammung und 
dem Bekenntnis nach ein Deutſcher 
geweſen ift, daß der ſechſte, Bo les law 
Chrobry, vermutlich ebenſowenig 
ein Pole wie Rurik ein Ruſſe 
geweſen iſt, und daß auch die Abſtammung 
des ſiebenten, Friedrich Chopins, 


zum mindeften eine franzöſiſch⸗ 
polniſche Streitfrage iſt.) Der 
Regierungskommiſſar für den polniſchen 
Pavillon, Prof. Lech Nie mojewſki, 
hat ſich die unliebenswürdige Kritik ſeiner 
Landsleute, aber auch die wenig ſchmeichel⸗ 
hafte Beurteilung, die die franzöſiſche 
Preſſe ſeiner Arbeit hat zuteil werden 
laſſen, ſo ſehr zu Herzen genommen, daß er 
von ſeinem Amt zurückgetreten iſt. 


Drzymala enttäuſcht 

Zu Ehren des vor einiger Zeit ge⸗ 
ſtorbenen Michael Drzymala, der 
ſich mit Hilfe eines Wohnwagens zum 
polniſchen „Nationalhelden! emporge⸗ 
ſchwungen hat, (ſiehe „Dſtland“ Nr. 10 
1937, Seite 183) iſt das Dorf Kaiſertreu 
im Kreiſe Wollſtein in Drzy malo wo 
umbenannt worden. Aus der Lebens- 
geſchichte Drzymalas teilt der frühere 
Bürgermeiſter und ſpätere Polizeidiſtrikts⸗ 
kommiſſar im Kreiſe Bomſt, G. Lieck, 
folgende intereſſante Einzelheit mit: Bevor 
Drzymala das Häuschen in Ziegelhauland 
im Kreiſe Bomſt erwarb, wohnte er (etwa 
1909 bis 1911) mit ſeiner Familie in dem 


Städtchen Rothenburg an der 
Obra. Er war nicht deutſchfeind⸗ 
lich eingeftellt. Bei der letzten Reichs⸗ 
tagswahl vor dem Kriege gab Drzymala 
feine Stimme für den deutſchen 
Kandidaten, den Grafen Weſtarp, ab, nach⸗ 
dem er den Stimmzettel für den 
polniſchen Kandidaten zer⸗ 
riſſen hatte. Die Leute, die Drzymala 
als einen Märtyrer und Helden der polni⸗ 
ſchen Sache hinſtellen, wird dieſe von 
Augenzeugen beſtätigte Mitteilung vielleicht 
ein wenig enttäuſchen. Sie verdient immer⸗ 
hin als ein, wenn auch kleiner Beitrag zum 
Kapitel der polniſchen Legendenbildung feſt⸗ 
gehalten zu werden. 


Ein mißglücktes Attentat 

Auf Oberſt Koc, den Gründer des 
„Lagers der nationalen Einigung“, wäre 
in der Nacht zum 19. Juli beinahe ein 
Attentat ausgeübt worden. Der Ar⸗ 
beiter Wojciech Bieganek aus Krotoſchin 
in Poſen verſtand offenbar mit der Bombe, 
die er dem Oberſten Koc zugedacht hatte, 
nicht umzugehen. Die Bombe platzte zu 
früh und zerriß den Täter. 


Bücher über den Oſten 


Die Friſche Nehrung. Von Paul Fechter. 
Mit 32 Aufnahmen von Otto Stork. 
Gräfe und Unzer Verlag, Königsberg (Pr.) 
1937. 16 Seiten Text. — Im Vergleich 
zur benachbarten Kuriſchen iſt die Friſche 
Nehrung nur wenig bekannt. Bekannt iſt zu⸗ 
meit auch nicht, daß die Fiche Nebrung noch 
vor einem Menſchenalter einen ähnlich wüſten⸗ 
haft unberührten Charakter trug, der heute die 
Kuriſche Nehrung, nicht nur für den Fremden⸗ 
verkehr, ſo beſonders anziehend macht. Paul 
Fechter erzählt davon, wie der Nehrung, dem 
„Bitland“ Wulfſtans, durch die Aufforſtung 
ein neues Landſchaftsbild aufgeprägt worden iſt, 
wie ſich über den weißen, im Winde fliegenden 
Sand das farbige Grün von Wäldern und 
Wieſen gedeckt und auf der Haffſeite zwiſchen 
Düne und Waſſer ein ſtetig wachſender Streifen 
fruchtbaren Niederungslandes angelegt hat. In 
den ausgezeichneten Bildern erſcheinen charakte⸗ 
riſtiſche Ausſchnitte der Nehrungslandſchaft: 
ſonnüberglänzte Wälder, ſtille Winkel am Haff, 
wandernde Dünen, wie fie bei Narmeln erhalten 
geblieben find, Siedlungen, die fih auf der Haff- 
ſeite in den Schutz des Dünenzuges ducken, und 
Buchten, in denen die ewigen Wellen der Oſtſee 
über den feinſandigen Strand bis zum Fuß des 
Waldes und der Düne rollen. Dr. K. 

Die Verluſte des ungarländiſchen Deutſch⸗ 
tums im Spiegel der Statiſtik. Von Herbert 
Sach ſe. Verlag Grenze und Ausland, Berlin 


30, 1937. 73 Seiten mit 38 Tabellen. Preis 
geheftet 4. — RM. — Der Verfaſſer legt 
feiner Arbeit die Ergebniſſe der ungariſchen 
Volkszählung von 1920 und 1930 zugrunde. 
Er unterſucht die Umpolkungsvorgänge in den 
einzelnen Deutſchtumsgebieten des Staates, in 
der Schwäbiſchen Türkei, dem ungariſchen 
Mittelgebirge, in Weſtungarn, im Banat und 
in der Batſchka, in bezug auf ihre Zuſammen⸗ 
hänge mit der Berufsumſchichtung, der Wande⸗ 
rungsbewegung, der natürlichen Bevölkerungs⸗ 
bewegung uſw. Aus der Darſtellung geht her⸗ 
vor, daß ſich wohl die Stärke des Bekenntnis⸗ 
deutſchtums, nicht aber der biologiſche Beſtand 
des Deutſchtums gemindert hat, und zwar in 
dem Jahrzehnt 1920/30 in erheblich ftärferem 
Maße als in einem der vorhergehenden Jahr⸗ 
zehnte. Ueber die Hälfte des Buches entfällt 
auf die ſtatiſtiſchen Tafeln, die für die einzelnen 
Gemeinden der Deutſchtumsgebiete die Zahlen 
der Geſamtbevölkerung, der Deutſchen und der 
Madjaren für- die Jahre 1920 und 1930 (ab: 
ſolut und relativ), ſowie die Ab⸗ bzw. Zunahme 
der Deutſchen in dem genannten zehnjährigen 
Zeitraum verzeichnen. Die Schrift iſt eine un⸗ 
entbehrliche ſtatiſtiſche Arbeit für jeden, der ſich 
eingehender mit den Fragen des ungarländiſchen 
Deutſchtums zu befaſſen wünſcht. Dr. K. 

Deutſches und madjariſches Dorf in Ungarn. 
Von Helmut Klocke. 3. Beiheft zum 
Archiv für Bevölkerungswiſſenſchaft und Be- 
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völkerungspolitik Band VII. Verlag von ©. 
Hirzel, Leipzig 1937. 97 Seiten mit 2 Karten⸗ 
ſkizzen. Preis broſchiert 4,— RM. — Den 
Gegenſtand der vorliegenden Unterfuchung bilden 
einige deutſche Dörfer in der Batſchka und in 
der Tolnau und ein madjariſches Dorf im 
nördlichen Ungarn. Bis in die Einzelheiten 
werden die ſozialen und ſoziologiſchen, die 
wirtſchaftlichen und nationalen Verhältniſſe 
dieſer Dörfer auf Grund eingehender, an Ort 
und Stelle vorgenommener Studien des Ver⸗ 
faſſers geſchildert. Ueber das Oertliche hinaus 
ergeben ſich im Verlaufe der Darſtellung viel⸗ 
fach Rückſchlüſſe auf die entſprechenden Ver- 
hältniſſe in den deutſchen und den madjariſchen 
Dörfern ſchlechthin. Im allgemeinen läßt ſich 
an Hand der Unterſuchungen ſagen, daß die 
Beſitzverhältniſſe und Lebensbedingungen in den 
deutſchen Dörfern weit mehr den geſunden 
bäuerlichen Verhältniſſen Mitteleuropas ent⸗ 
ſprechen als die in den madjariſchen Dörfern, 
in denen zum Schaden eines lebensfähigen 
Bauerntums einerſeits der Großgrundbeſitz und 
andererſeits die Bodenzerſplitterung das Bild 
der Beſitzberelendung beſtinnnen. Dabei ift das 
Bezeichnende, daß der früher landbeſitzende 
madjariſche Kleinadel im Laufe des letzten 
Jahrhunderts in den Dörfern weitgehend von 
jüdiſchen Großgrundbeſitzern abgelöſt worden 
iſt und vielfach durch den Uebergang in den 
Beamtenſtand oder in ſonſtige, vom Staat her 
getragene bürgerliche Berufe den Zuſammen⸗ 
hang mit dem Boden eingebüßt hat. Be- 
merkenswert ift, daß ſich in den deut- 
ſchen Dörfern der Jude als Händler bei 
weitem nicht in demſelben Maße wie in den 
madjariſchen Dörfern durchzuſetzen bzw. zu 
behaupten vermocht hat, weiter, daß die Real- 
teilung bei den Madjaren weiter verbreitet ift 
als bei den Deutſchen, in deren Dörfern ſie 
vielfach der Anerbenfitte oder doch dem Be: 
ſtreben, die Höfe auf andere Art ungeteilt zu 
erhalten, begegnet. Die ſozialen Spannungen ſind 
in den deutſchen Dörfern im allgemeinen geringer 
als in den madjariſchen, und zwar auch dort, 
wo eine großbäuerliche Schicht das geſellſchaft— 
liche Leben des deutſchen Dorfes beftimmit, 
wobei allerdings zu bedenken iſt, daß die in der 


Hermann Rüdiger. Verlag Karl Wein- 
brenner und Söhne, Stuttgart 1937. Sonder⸗ 
druck aus „Der Auslandsdeutſche“. 88 Seiten 
und 8 Seiten Bilder. — Mit dieſem Gonder: 
druck des „Auslandsdeutſchen“, der eine Reihe von 
Einzelbeiträgen über das Deutſchtum des 
zwiſchen Drau und Save gelegenen Landes 
enthält, iſt gleichſam ein Stück Neuland der 
auslanddeutſchen Volksforſchung betreten wor— 
den. Denn die brauchbaren Darſtellungen der 
geſchichtlichen und gegenwärtigen Verhältniſſe 
des dortigen Deutſchtums ſind in der deutſchen 
Literatur äußerſt ſpärlich. Es handelt ſich bei 
den dortigen deutſchen Siedlungen, deren erſte 
in die Zeit zurückreichen, in der das Land noch 
als militäriſches Grenzgebiet gegen die Türken 
verwaltet wurde, zum großen Teil um ver: 
hältnismäßig junge Gründungen und Anz 
ſetzungen, die in einem zumeiſt ſchon von 
Slawen koloniſierten Lande erfolgten. In den 
einzelnen Beiträgen werden zum Feil die allge- 
meinen Anſiedlungsbedingungen und Lebens- 
verhältniſſe der ſlawoniſchen und ſyrmiſchen 
Deutſchen, zum Teil die Verhältniſſe engerer 
Siedlungsgebiete, wie des Poſcheganer Keſſels, 
behandelt. Die bevölkerungspolitiſche Lage 
Slawoniens und die volkspolitiſche Situation 
der dortigen Deutſchen wird in weiteren Muf- 
ſätzen erörtert. Einen Einblick in das geſellige 
Leben bietet ein Bericht über eine Kirchweih 
in Slatinik. Zwei Beiträge befaſſen ſich mit 
dem Deutſchtum in Belgrad und den políti- 
ſchen Lebensbedingungen der deutſchen Volks⸗ 
gruppe Südſlawiens im allgemeinen. Eine 
Beilage, die Proben aus dem dichteriſchen 
Schaffen der Deutſchen Güdflamiens bringt, 
verdient Beachtung. Dr. K. 


Gegen den Wind. Von Konſtantin 
Freiherrn von Moltke. Verlag Georg 
Weſtermann, Braunſchweig⸗Berlin 1936. 189 
Seiten. Preis Leinen 3,80 RM. — Es ift die 
Geſchichte einer tapferen Jugend, die hier 
erzählt wird, die abenteuerliche Geſchichte des 
jungen Konſtantin von Moltke, der von Hauſe 
durchbrennt, Schiffsjunge wird, auf alten 
Seglern die Meere befährt, in Mexiko, Chile 


Hauptſache durch Notar, Pfarrer, Lehrer und 


und Kalifornien abenteuerliche Dinge erlebt, 
Arzt vertretene „Intelligenz“ zum Madjaren— ! e 5 


5 zwiſchendurch die Navigationsſchule beſucht und 
tum zählt. Dr. K. nach zehn Sabren ſchließlich als Vizeſeekadett 
Beiträge zur Kunde des Deutſchtums in ins elterliche Haus zurückkehrt. Ein opti⸗ 
Slawonien und Syrmien. Herausgegeben von miſtiſches, lebenbejahendes Buch. Dr. K. 
Verlag Dr. Friedrich Osmer, Berlin SW 61, Lankwitzſtr. 2:3. — Verantwortlich fr die Schriftleitung: Dr. Otto Kredel, 
Berlin⸗Friedenan, FIllſtr. 2. — Druck: Weſtkrenz⸗Druckerei G. m. b. H., Berlin⸗Lichtenrade, Moltkeſtr. 7. — Verantwortlich 
für Anzeigen: Kurt Haupt, Berlin W 15. — Poſtbezug vierteljährlich AM. 0,90. Einzel⸗ 


nummer RM. 0,20 und NM. 0,05 Poſtgebühr. — Anzeigenpreisliſte 4. — FJ. v. W. g. — Alle Zuſchriften find an den Bund 
Deutſcher Olen, Nella 525 30, Mobſtr. 16 (Fernruf 250914) zu richten. 


E. Baensch jun. G. g., Magdeburg 
——— —— 


Graphischer Großbetrieb und Verlag 
Buch-, Stein-, Offset- u. Kupfertiefdruck - Großbuchbinderei 


irſcheint monatlich zweimal. 


Ansichtspostkarten, Hunsuer- 
postkarten In farbig Offset- 
U. Tiefdruck / Gratulat.-Post- 
karten für alle Gelegenhalten 


Bitte verlangen Sie Muster 
und unverbindliches Angebot 
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Besucht den Statt besonderer Anzeige. 


deutschen Osten! Heute Nacht ist unser lieber Vater 
EER und Großvater, der 
Feuer-Societäts-Abteilungsvorsteher i. R. 


Maximilian Heinze 


früher in Posen, Buddestr. 5, 


nach langem, schwerem Leiden kurz nach 
seinem 75. Geburtstage heimgegangen. 


In tiefer Trauer: 
Margarethe Donath, geb. Heinze 
Wilhelm Donath 
Bärbel Donath 


AT 


Eigener Rösterei-Betrieb 
A. Wiatrak Nachf., Berlin 80 16 


„Kotányi Paprika“ Zillerthal - Erdmannsdorf, den 13. Juli 1937 


lose und in Dosen 
Johann Kotänyi, Berlin Nes 


Pankstraße 12. Fernruf 461594 
E 


Frankfurt / Oder, die alte Hankeſtadt, lädt ein zum Veluch! 


von Berlin aus 85 km - eine Stunde D-Zugfahrt (Sonntagsrückfahrkarten erhältl. Täglich 20 Züge hin u. zurück) 


Frankfurt (Oder), reizvoll im Odertal gelegen, ist interessante alte Stadt mit gotischen 
Bauten und Kunstschätzen und neuzeitliche Siedlungsstadt mit schönen Wohnvierteln 
und Grünanlagen, sehenswertem Ostmarkstadion, Oderstrandbad, regem sportlichem 
Leben, wald- und wasserreicher Umgebung, guten Verkehrsverbindungen und 
Ausflugsmöglichkeiten zu Wasser und zu Lande 


Auskunft: Städtisches Verkehrsamt und Verkehrsverein, Wilhelmplatz 
— WARNEN 


FFF 


RAM M ER- OFEN- KOKS 
Fur Hausprana, Dauernrana, zefträtiätzung iiérern 


STADTWERKE GUMBINNEN 


] Elektrische Beleuchtungs- u. Kraftanlagen 
Zentralheizungen 
Be- u. Entwässerungs-Anlagen 
Dipl.-Ing. Kurt Netke 
Fernruf 2123 Elbing Herrenstr. 38 


„Alienlieiner Bier“ 


Goldklar und würzig 


Ein Bier von Pilsner Charakter 


Kalk- u. Mörtelwerke 

Gegründet 1899 « Fernsprecher 34121 Oster & Co. 
Aktiengesellschaft 
Baustoffe aller Art 
Eigene Kieswerke 
u. Schleppschiffahrt | 


Königsberg i. Pr., Weldendamm 14 


Bierdruckapparate 


Königsberg (Pr.) Repositorien 


Gebauhrstraße 74 


staailiche Bernstein- Manufaktur Königsberg en 


yerk auf in den chäften und in den Verkaufsstellen: 
Königsberg rp Teakeratr en Bernsteinpavillon 


Das Zeichen für (HEN Echtheit und Qualitätsarbeit ~ 


5 N 
Í AUromaschinen | 
j Büromöbel und j 
neee 
ede Art von Bewachung 
i Königsberg Pr.,Junkerftr.19 | in ganz Ostpreußen 


eingang Minzplatz übernimmt die Königsberg Pr. 
* — — Wach- u. Schließ- Klapperwiese5 
. Gesellschaft Tel. 411 29,41144 


Wer nicht Inseriert, bleibt unbeachtet 


Schäffer & Walcker 


Zentralheizungen G. m. b. H. Gegründet 1855 
Königsberg (Pr.), Fernsprecher Nr. 42012- 13, Vorstädt. Langgasse 27 


Fernheizungs-, Warmwasserbereitungs- und Lüftungsanlagen 


— — OSTPREUSSEN — 1 
Besucht die Kurische Nehrung 


mit den Salondampfern „Cranz‘ u., Memel“ 


Ab Königsberg Pr. (Nordbahnhof) I. — und II. Uhr 


Auskunft und Fahrplan bei der Reederei 
Hermann Götz, Königsberg Pr., Magisterstr. 57. Sammel-Nr. 32406 


Kurhaus Rossitten bedeutend erweitert und ausgebaut. 100 Zimmer (flieg. Wasser. Ruf 1 u. 30 


Beamte und Behördenangeſtellte wenden ſich i Blu N 9 e v į ch t H 


in ihren Geldangelegenheiten an den von oſtpreußiſchen 
WEINGROSSHANDLUNG |} 


Beamten als Selbſthilfeeinricht ung 1875 gegründeten 
Beamten - Spar- und Darlehnstaffen- | . WEINGROSSHANDLUNG 
Verein Königsberg (br.), Königftraße | pp 7 795 > Fome 30375 und 32001 Wgh 
Hiſtoriſche Weinſtuben im alten f 
Ordensſchloß zu Königsberg Pr. 


Scheck- und Überweiſungs verkehr 
ehalts konten — Sparkonten 
aus fte ner und flusbildungs- Darlehen 


Auto-Elektrowerkstatt 
präg & Held Werkzeugmaschinen 


tür Holzbearbeltung 
Königsberg Pr. Elsenbearbeitung 


Neue Adresse 


en. Litzmannstraße 84 Knuth & Jilas, Königsberg Pr., Steindamm 177 


f Brennstoff - Einspritz- 
t Os pumpen und Einspritz- 
düsen für Diesel H 
x DIENST Reparatur u. Lieferung Knittel & Welker 
N f 


Bosch - Batterien Bauunternehmung 


Beton und Eisenbetfonbau 
Hoch- und Tiefbau 


Königsberg i. Pr. Rut 38984 
Stein damm 67-69 


Baugeschäft H. Grodde 


Baumeister 


Königsberg Pr. 


Fernruf 36420 
Postschließfach 417 Postamt I 


Martha Elsner 
Königsberg i. Pr., Münzstraße 5-6 
Korsetts, Korseletts, Gesundheitsleibbinden 


— 
Damenwäsche, Strümpfe in großer 
e A- üd- a Auswahl zu billigsten Preisen 


Ostpreußen G. m. b. H. F. W. Schulz Nachfolger 


Königsberg Pr. INSTERBURG, Hindenburgstraße go 
ER 7 > 
___Vorder-Roßgarten 50 Weiß“ Woll- u. Spielwaren 


Werdet Mitglied der NSV. 
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KONIGSBERG/PR. 
Jeit?5 Jahren ein fächgeschäftfür sämtliche Textilwaren 


 Proukilches Zeitung 


ie größte Tageszeitung 
in Ostpreußen 
Das . von Partei und Staat 


Tischlereibedarf 
Sperrholz . Fourniere 


Wilhelm Tappmeyer, Königsberg Fr., Gebauhrsir. 50. Ruf 33337 


Gegründet 1882 
Erglic & Catz Königsberg Pe. Srohe Schloßteichstraße 10 
Ecke Burgstraße Ruf 33066 


Das Haus für Bürobedarf — Büromaschinen — Büromöbel — Büropapiere 


Esperstedt & Co. 


Königsberg (Pr.) Tragh. Kirchenstraße 35 
[= = er 2 Se 2 ͤ—— nn rn Rn —— HM ͤ ——; —— U. ᷑ — éꝓ[— ar a ͤ.—.— 


Ingenieurbüro 


für Projektierung 
und Ausführung 


von 


Zentralheizungen + Sanitären Anlagen 


Wer oftdeutfche Waren kauft und Aufträge in 
den Often gibt, hilft die Grenze ftark machen! 
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s JOHANNA GERLACH 


Königsberg Pr., Mittel-Tragheim 20 


Zeichen- und Malutensilien 
Bürobedarf, technische Papiere 
Füllhalter, Reißzeuge 


Alkohalreies Speilehaus 


des Kbg. Frauenvereins f. a. Sp. 


Ostseebad Cranz 
Königsbergerstraße I 


Ferd. Beyer’s Buchhandlung 
Königsberg fr. Französischestr.25 


eee 
tachel-u. injesen HERG 


ec Ses Werbt für „Ostlan a“ ar 


"Heinzeimämehen" F. Trillmacher 


Inh.: Gertrud Danat 
Lichtpausanftaltu.Veruleltäiigungsouro J editton u. Gropfuhrbetrieb 


Königsberg Pr., Iulnerstr. f. Ruf 39005 Königsberg Pr. Steindamm 139 
eee E AATA Lizentgrabenſtr. 11-12 M ös nen IK 


Sammel: Rr. 36366 


Artur Krügel, Königsberg Pr 
A ee 11410 Saml. Bernsteinwaren - Fabrik 


Waagen-Eisenbau ? Albert Giega 


Königsberg Pr. 
Sackheim 92 


Möbeltischlerei 


Innenausbau 


ERNST DELLIN 


Tischlermeister 
Königsberg/Pr., Ziegelstr. 14 
Telefon 35993 
Kohlen EIERN Wir bitten unsere Bezieher, diese 

Briketts r — m Inserate besonders zu beachten! 
Holz usw. = E | — — 


Wee ee | anne 


Königsberg pr., Gen.-Litzmann-Str.62 
Fernruf: 23506 Könissbers Pr. 

Eee gr Altſtädtiſche Bergſtraße 11 Inh.: Gebr. Schmarsel 

Koks in allen Sortierungen || Fernſprecher Nr. 33117 und 36350 || Königsberg Pr., Gluckstr. 12 


BD —H ene: 
ÄNDERE Wasserdichte Plane Bernh Teichert 
8 0 
Mit dem In jeder Art und Gröfe 


Schoberpläne - Autopläne - Wagenpläne || Buch- u. Kunsthandlung 
Erntepläne 


Schulz & Boesoſdt | KONIGSBERG PR. 


Säcke- und Planen - Fabrik ||| Gr. Schloßteichstraße 8 
Königsberg Pr., „Lizentgrabenstr. 17 
Telefon 36 758 


Partamerie Favorit) Topeten- Balatum 
Oum 


„Seedienft Oftpreußen“ 
ins Ordensland! 
Hadna 


Königsberg Pro Paradeplaiz 11 


unterhält gare Sd ee Lager | Johs. Dikti, Königsberg Pr. E HAUS DER PHOTOFREUNDE 


in Seifen, Parfüm H FIR Fr 
Tooma an Lautpflage- und Vorstädt. Langgasse 98 Königsberg, Steindamm 128/29 
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Ostdeutsches Wasserleitungen 
bentralheizungswerk Bäder usw. 


Inhaber: Hermann Kohnert 


Königsberg (Pr), Königstr.82b u.c Li 

Telefon 32404 und 31917 ingen ll. Co. 
Königsberg - Pr. 
Heizungs-, Lüftungs-, sanitäre Anlagen | Französische Str. 1 


Ost-Kohle G. m. b. H. banner maschinentabr. u. Eisengieherel 


inh. Rudolf Schroeder 
Tilsit 


K 2 Srt s landwirtschaftlicher Maschinen 
und Industriemaschinen 


KOKS | Eisenkonstruktionen 
Gaskok für Zentral- und Etugen-Heizungen 
liefert in guter Qualität und in jeder Stückgröße 


m...... Städtisches Gaswerk, Tilsit 
i Kornhausgenossenschaft e. G. m. b. H. zu Tilsit I 


Zweigstellen in Gr.Britfanien, Kaukehmen, Naujeningken, Raufenberg, Szillen 
| + Backe mit Hefe + überall | Koche mit Hefe . 


Das genossenschaftl, Landwaren-Institut flir die Kreise Tilsit-Ragnif u. Niederung 
O.H.T. HEFE 


Ostdeutsche Hefewerke, Abtlg. der Norddeutschen Hefe - Industrie 


Tilsit Fernrut 8444 


Herstellung und Reparatur 


Schau nicht rechts 


Walter Bergau = Tilsit | ee schau nicht links 


Sommerstr. 43. Fernruf 3427 | Luftschutz — SEINE 
Unternehmung für: ist Raudies u. Bugenings 
| Tilsit, Deutsche Straße 73 


Eisenbahn-, Wasser- und Straßenbau 
Beton-, Eisenbetonbauten und das Stoffe - fertige Kleidung - Wollwaren 
Kanalisation Gebot Zentraiheizungen 


Sanitäre Anlagen 
der Stunde! Pumpen- u. Wasserversorgung 


! Otto Cassner 


Schafft Ferienfreinläßet | . e strane 60 


